
Was wir gerade erleben, ist 
ein koordinierter Angriff 
von Regierung und Un-
ternehmensverbänden auf 
erkämpfte Rechte und Er-
rungenschaften. Was die 
Regierung mit Gesetzen 
wie der Einführung des 
12h Tages/60h Woche oder 
der Zerschlagung der Sozi-
alversicherung auf Geset-
zes-Ebene betreibt, erledi-
gen die Unternehmen über 
die aktuelle Kollektivver-
trags-Runde. Bei manchen 
KVs geht es schon um ih-
re bloße Existenz, wie bei 
Werbung und Druckgra-
phik. Als Nächstes steht 
wohl die Mindestsicherung 

auf der Liste, dazu weite-
re Verschlechterungen bei 
Gesundheit & Sozialem. 
Und das Schlimmste: Bis-
her kommen sie damit 
durch. Große Mobilisie-
rungen, wie die des ÖGB 
gegen 12h-Tag/60h-Woche 
im Juni oder die wieder-
belebten Donnerstagsde-

mos, konnten die Offensi-
ve der Herrschenden bis-
her nicht stoppen. Und mit 
jedem Erfolg dieser Offen-
sive wird es schwieriger für 
den Widerstand.

Dabei ist die Regierung 
nicht die unaufhaltba-
re Dampfwalze, als die sie 
manchmal erscheint. Die 
KollegInnen der AUVA ha-
ben es geschafft, deutliche 
Zugeständnisse zu ertrot-
zen. Es war die Mischung 
aus bewusst organisier-
ter, massenhafter Unter-
stützung aus der Bevölke-
rung und die Streikbereit-
schaft der Beschäftigten in 
den Spitälern, die der Re-

gierung Angst gemacht 
hat. Ein Streik hier hätte 
weite Kreise ziehen kön-
nen und andere Branchen, 
z.B. beim Kampf gegen den 
12h Tag, anstecken können. 
Die Führungen der Ge-
werkschaften verschlep-
pen diesen Kampf aber, 
statt ihn konsequent zu 

führen. Doch genau so ein 
Kampf kann die Regierung 
zum Zurückweichen brin-
gen: Denn Streiks würden 
auch ihren Auftraggebe-
rInnen in Banken & Kon-
zernen weh tun. 

Das ist die Chance der 
aktuellen KV-Runde: Dre-
hen wir die Offensive der 

Herrschenden um und ge-
hen mit starken Forderun-
gen in die Verhandlungen, 
holen wir uns, was uns 
zusteht! Nirgends werden 
Verhandlungen allein zum 
Erfolg führen: Wir brau-
chen entschlossene und 
demokratisch organisier-
te Arbeitskämpfe. Don-
nerstagsdemos und alle 
anderen Proteste können 
dann dabei helfen, diesen 
Schwung über die Bran-
chen und Lebensbereiche 
zu verbreiten!

Till Ruster

Die SLP 
schlägt vor:
 F Kämpferische 
KollegInnen zusam-
menbringen, um 
gewerkschaftlichen 
Kurswechsel zu 
erzwingen
 F Betriebliche Kämpfe 
& Widerstand auf 
der Straße durch 
gemeinsame Proteste 
und Soli-Aktionen 
verbinden

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI): T 01.524 63 10 M slp@slp.at W www.slp.at

Wessen Aufschwung?
Der Aufschwung beschränkt sich auf Unterneh-
men und Banken, während Beschäftigte vor län-
geren Arbeitszeiten und schlechteren Beschäfti-
gungsverhältnissen stehen. 350.000 Menschen 
sind arbeitslos, während Sozialleistungen ge-
kürzt werden. Mit wachsendem Protektionis-
mus, Handelskriegen & Co ist die nächste Krise 
bereits in Sicht!                                 Seite  2 

Land der Widersprüche
Knapp 30 Jahre nach der Wiedereinführung des 
Kapitalismus in Tschechien ist sein ideologi-
sches Fundament so brüchig wie noch nie. Ak-
tuell sehen wir einerseits ein steigendes Selbst-
vertrauen der Beschäftigten und andererseits 
ein Anwachsen reaktionärer Bewegungen. Petr 
Jindra vom CWI-Tschechien berichtet über den 
explosiven Mix.                                        Seite   12

Schwerpunkt
Die Gründung der Repub-
lik 1918 war nur ein Neben-
produkt der revolutionä-
ren Bewegung. Die sozial-
demokratische Führung 
tat alles, um eine sozialis-
tische Revolution zu ver-
hindern.                       Seiten 7-10
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Wer gewinnen will, muss sich 
organisieren. In der Schule, 
im Betrieb und in der Nachbarschaft!

CWI
CIT

Normalpreis € 1,–
Solipreis € 2,– Die sozialistische Zeitung seit 1983

Protestieren. Organisieren.

Streiken!
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von Sonja Grusch Es tut sich 
viel: Betriebsrätekonferenzen 
im Metallbereich und Donners-
tagsdemos. Feministische Ak-
tionen und Umweltproteste. 
Antifa-Demos und Aktionstage 
des Sozialbereichs…
Überall wollen Menschen ge-

gen Verschlechterungen und für eine bessere Zukunft 
„was tun“. 

Trotzdem gibt es ein Gefühl der Hilflosigkeit. Man 
protestiert, um ein Zeichen setzen, weil man nicht 
weiß, was man sonst tun soll - hat aber auch das Ge-
fühl, dass das nicht reicht. Und das stimmt auch. Nicht 
nur deshalb, weil die die Proteste den Herrschenden 
nicht weh tun. Sondern auch weil nicht klar ist, wo es 
eigentlich hingehen soll. Auch eine SPÖ-Grün Regie-
rung würde vieles ähnlich machen.

„Nachhaltigkeit“ ist ein Modewort. Echte Nachhal-
tigkeit ist, wenn man nicht nur ein Symptom  be-
kämpft, sondern die Ursache eines Problems. Ich 

hab Latein zwar immer gehasst, aber „radix“ ist ein 
wichtiges Wort. Es bedeutet „Wurzel, Ursprung“. Das 
deutsche „radikal“ leitet sich daraus ab. Und ganz in 
diesem Sinne brauchen die verschiedenen Proteste ei-
ne radikale Sichtweise. Also eine, die nicht nur an der 
Oberfläche bleibt, sondern schaut, woher ein Problem 
kommt. 

Hier gibt es die Proteste - auf der anderen Seite ste-
hen Geschäftsführung, Management, Regierung & 
Co. Arm gegen Reich, unten gegen oben. Das mag 
nach einer Vereinfachung klingen und ja, es gibt auch 
Grautöne - doch letztlich ist die Sache „so einfach“. Da 
gibt es jene, die zur Elite, zur reichen Spitze gehören 
und jene, die das nicht tun. Jene, die davon profitie-
ren, wenn Mensch und Umwelt ausgebeutet werden, 
und jene, die darunter leiden. Es ist der Kapitalismus, 
der die Welt im Würgegriff hat und die tiefere Ursa-
che von Armut, Lohnraub, Krieg, Umweltzerstörung, 
Rassismus und Sexismus ist. Wir brauchen also mehr 

„Radikalität“ - wir müssen die Probleme an der Wur-
zel packen und den Kapitalismus als Ganzes ausreißen.

Im modernen Kapitalis-
mus ist kein Land isoliert, 
sondern eingebettet in 
ein fragiles internationa-
les Netz. Entwicklungen 
in Deutschland treffen 
(oft verspätet) Österreich. 
Die USA sind Deutsch-
lands zweitgrößter Han-
delspartner und führen 
v.a. Autos und Maschinen 
ein. Strafzölle sind hier 
möglich und würden das 
deutsche Wachstum hal-
bieren - ohne Zweifel mit 
negativen Folgen für Ös-
terreich. Rund 450.000 

Jobs hängen hierzulande 
an der Autoindustrie!

Die österreichische Fir-
ma Lenzing AG hat be-
reits im August den Aus-
bau einer neuen Anlage 
in den USA gestoppt, weil 
die Profite dort wegen 
des Handelskrieges nicht 
mehr sicher sind. Die Zu-
kunft heimischer Ban-
ken ist eng mit Italien und 
dem Balkan verbunden. 
Protektionismus, Han-
delskrieg und Bankenkri-
se: ein Vorgeschmack auf 
die kommenden Jahre.

Österreichs Kapitalismus
und der internationale

Profite für Banken - 
Kürzungen für uns?

Die Sache mit dem 
Wurzelgemüse…
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Die Gewinne der Banken 
haben sich nach der Krise 
2007/8 erholt. Die Beschäf-
tigten haben nichts davon 

– Tausende müssen gehen. 
Der Staat wird dafür zur 
Kasse gebeten, während al-
lein von 2016-17 die Gewin-
ne um 31,7% auf 6,6 Milliar-
den Euro stiegen. 

Überhaupt ist es mit dem 
Jobwunder nicht so weit 
her. Teilzeitjobs werden in 
Vollzeitstellen umgewan-
delt (also keine neun Jobs 
geschaffen) – verbunden 
mit mehr Überstunden 

und Leiharbeit. Überstun-
denzuschläge fallen durch 
den 12-Stunden-Tag künf-
tig teilweise weg und die 
Reallöhne stagnieren bes-
tenfalls.  An anderer Stel-
le werden Jobs nicht um-
gewandelt, sondern gänz-
lich abgeschafft: Kika/Lei-
ner kündigt dieses Jahr 
1.154 Beschäftigte. Insge-
samt sind immer noch rund 
350.000 Menschen ohne 
Job. Parallel dazu plant die 
Regierung Kürzungen bei 
Mindestsicherung und Ar-
beitslosenunterstützung.

Die Regierung hat Rücken-
wind, Österreich ist im 
„Aufschwung“. Noch. Die 

Wirtschaft konnte sich in 
den letzten Jahren kurz-
zeitig erholen. Dieser „Auf-
schwung” ist aber nur ein 
konjunktureller: Er konnte 
den Einbruch 2007/8 nicht 
ausgleichen. Der Interna-
tionale Währungsfonds 
IWF hat die Prognose für 
das weltweite Wirtschafts-
wachstum bereits redu-
ziert, auch in Österreich 
ist der Höhepunkt längst 
überschritten. Das Wachs-

tum konnte überhaupt nur 
durch die Aufnahme weite-
rer Schulden und den nega-

tiven Leitzins der Europäi-
schen Zentralbank EZB sti-
muliert werden. 

„Warum krieg ich da-
von nichts mit?”, fragen 
sich viele. Medien berich-
ten zwar seit Monaten von 
Erholung und Wachstum, 
aber was merken wir da-
von? Österreichs Banken 
machen Profite in Milliar-
denhöhe, während wir ei-
nen schlechten KV-Ab-
schluss nach dem anderen 

bekommen. In den Firmen 
klingeln die Kassen, doch 
bei uns werden Sozialleis-
tungen gekürzt und der 
12-Stunden-Tag durchge-
drückt. Die Regierung setzt 
die von der Wirtschaft ge-
wünschten Einschnit-
te um als Vorbereitung für 
die kommende Krise! Denn 
es ist klar, dass die Ver-
schnaufpause schon wieder 
fast vorbei ist. Und wir ha-
ben bisher nichts davon ge-
habt! 

Die Verantwortung dafür 
liegt bei der Gewerkschaft. 
Längst hätte sie mehr he-
rausholen müssen. Wir 
brauchen echte Lohnerhö-
hungen,  Arbeitszeitver-
kürzungen und mehr so-
ziale Sicherheit. Es ist ih-
re Krise – wir wollen und 
können dafür nicht bezah-
len! 

Stefan Brandl

Ob wir etwas von einem 
Aufschwung spüren, hängt 
von den Kräfteverhältnissen 
zwischen den Klassen ab.

Wessen Aufschwung?
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Viel Kritik gab es jüngst in 
den Kommentarspalten 
liberaler Zeitungen wie 
etwa dem „Standard“, an 
der SPÖ. Diese solle statt 

K lassen ka mpfrhetori k 
lieber liberale, demokra-
tische Werte verteidigen. 
Dagegen Nikolaus Kowall 
auf dem SPÖ-Blog „Kon-
trast.at“: Aufgabe der So-
zialdemokratie sei es, mit 
den Mitteln der Demokra-
tie den Kapitalismus zu 
zähmen. Deshalb müsse 
man auch soziale Forde-
rungen aufstellen. Darauf 
wird man bei der neolibe-
ralen SPÖ jedoch vergeb-
lich warten. 

Tatsächlich betreibt die 
Regierung umfassenden 
Demokratieabbau. Er geht 
mit der Demontage des So-
zialstaates einher – also je-

ner Teile, die nicht vorher 
von der rot-schwarzen Ko-
alition eh schon zerstört 
wurden. An der Regierung 
wirkte die SPÖ an der au-
toritären Umformung des 
Staates mit. So ließ der ehe-
malige SPÖ-Verteidigungs-
minister Doskozil Auf-
standsbekämpfung durch 
das Bundesheer üben. 

In vielen Medien be-
zeichnet man das als eine 
„Verrohung des Bürgerli-
chen“. Auch manche Lin-

ke bedauern, dass etwa die 
konservative Tageszeitung 
„die Presse“ immer stär-
ker gegen Frauen, Migran-
tInnen und verarmte Be-

völkerungsschichten hetzt. 
Dabei sei „die Presse“ doch 
früher ein „Qualitätsblatt“ 
gewesen. 

Es gibt tatsächlich eine 
Verrohung, nämlich des 
kapitalistischen Wirt-
schaftssystems. Dieses ist 
nicht mehr in der Lage, 
die Bedürfnisse der Bevöl-
kerungsmehrheit sicher-
zustellen. Also werden die 
Privilegien der mehrheit-
lich weißen und männli-

chen Superreichen immer 
verbissener und aggressi-
ver verteidigt. Nämlich in-
dem Grenzen abgeschot-
tet werden, der Polizei-
staat aufgerüstet wird und 
auch soziale Rechte immer 
massiver attackiert wer-
den. Insofern ist auch die 
Einführung des Zwölf-
stundentages ein wesent-
licher Bestandteil dieser 
„Verrohung“. 

Die sozialistische Ant-
wort darf nun nicht sein, 
den angeblichen demokra-
tischen Normalzustand zu 
verteidigen. Es geht nicht 
um die Zähmung des Kapi-
talismus, sondern um sei-
ne Abschaffung. In diesem 
Sinne muss man jede fort-
schrittliche Errungenschaft 
verteidigen. Doch echte 
Freiheit gibt es nur mit so-
zialistischer Demokratie.

Christian Bunke

Seit 1. August gilt auf 
zwei Teilstücken der 
Westautobahn ein neu-
es Tempolimit von 
140km/h. Aktuel-
le Verkehrs- und Um-
weltstudien raten hin-
gegen zu einem Li-
mit von 100km/h. Ver-
kehrsminister Hofer 
ist aber nicht der erste 
blaue Politiker, der aufs 
Gas steigt. Schon in den 
1990er Jahren warb die 
FPÖ mit „Freie Fahrt 
für freie Bürger“ gegen 
Tempolimits. Hofers 
blau/oranger Vorgänger 
Hubert Gorbach setz-
te in Kärnten auf ei-
ner Strecke 160 erfolg-
los um. FP´ler wettern 
quer durchs Land ge-
gen verkehrsberuhig-
te Zonen und Tempoli-
mits. Woher kommt die 
blaue Begeisterung für 
„Speed“?

Abgesehen von vie-
len sicherlich interes-
santen psychologischen 
Erklärungsmustern gibt 
es auch handfeste poli-
tische. Der Rechtsext-
remismus stützt sich auf 
den „Sozialdarwinis-
mus“. Vereinfacht: Das 
Recht des Stärkeren. Wer 
sich durchsetzen will, 
muss die Ellbogen gegen 
seine Mitmenschen aus-
fahren. Wer dabei ver-
liert, hat es eben auch 
verdient, zu verlieren 
und braucht nieman-
den leid zu tun. Auf der 
Autobahn wie im Leben 
heißt das dann: Ich bin 
stark, ich brauche Platz 
und den nehme ich mir 
eben von dir!

Neben völlig wursch-
tigen 140km/h auf zwei 
kurzen Autobahnab-
schnitten lässt sich da-
mit wunderbar Sozial-
abbau betreiben. Warum 
auch auf vermeintlich 
Schwächere Rück-
sicht nehmen, wo sich 
doch niemand selbst als 
schwach sehen möch-
te? Abseits einer Wirt-
schaftspolitik für ein-
flussreiche Konzerne, 
Verminderung von teu-
ren Umweltauflagen in 
deren Interesse, ist Tem-
po 140 auch ein Ablen-
kungsmanöver von der 
tatsächlichen Politik der 
Regierung.

Albert Kropf

Der rechte Rand

In Singapur zahlt man 
zehntausende Euro Stra-
fe wenn man einen Kau-
gummi ausspuckt. Die 
Wiener SPÖ-Stadträtin 
Ulli Sima ist davon so be-
geistert, dass sie Singapur 
als Vorbild für die Haupt-
stadt anpreist. In Singapur 
darf man in der U-Bahn 
nicht essen, also macht 
man das hier auch. Das 
viele gar nicht freiwillig 
in der U-Bahn essen, son-
dern auf dem Weg zum 
bzw. vom Job sind und 
wird einfach ignoriert.

Die Wochenzeitung „Fal-
ter“ recherchierte über 
die von FPÖ-Innenmi-
nister Herbert Kickl an-
geordnete Razzia beim 
Verfassungsschutz. Seit-
dem lässt die FPÖ gegen 
das Blatt hetzen und ver-
öffentlichte E-Mails von 
Chefredakteur Klenk. In 
der Vergangenheit for-
derte der „Falter“ eine 
Verschärfung des Asyl-
rechts um „kriminelle 
Ausländer“ leichter ab-
zuschieben – Wind auf 
schwarz/blaue Segel.

Schwarz-Blau will eine 
eigene polizeiliche Son-
dereinheit gegen Sozial-
betrug aufstellen. Nein, 
diese Truppe  soll nicht 
gegen schlecht zahlende 
und Steuern (in Milliar-
denhöhe!) hinterziehen-
de Großkonzerne ermit-
teln. Stattdessen sollen 
solcherart BezieherIn-
nen von Mindestsiche-
rung und Notstandshil-
fe beschnüffelt und ein-
geschüchtert werden. So 
wird dann kommender 
Sozialabbau umgesetzt. 

Umweltschutzorganisati-
onen müssen zukünftig 
ihre Mitgliederlisten of-
fenlegen wenn sie „Par-
teienstatus“ bei Projek-
ten wollen. So will man 
von Protesten abschre-
cken. Alle großen Partei-
en befürworten Großpro-
jekte wie die dritte Piste 
am Flughafen Wien. Des-
halb protestiert die SPÖ 
zwar in Worten, wird die 
Maßnahme im Fall eines 
Regierungsantritts aber 
sicher nicht zurückneh-
men. 

Wie die Politik nach unten tritt

Schwarz-Blau attackiert demokratische Grundrechte. 
Damit liegt die Regierung im kapitalistischen Trend.

Die Freiheit, die wir meinen
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Auch in der IT-Branche 
mit ihren oft „flachen“ 
Hierarchien sind Kol-
lektivverträge, Arbeits-
gesetze und Betriebs-

vereinbarungen gültig. 
Weil es hier aber oft kei-
nen Betriebsrat gibt für 
die Umsetzung und Ein-
haltung, muss dafür von 
Seiten der Beschäftigten 
selbst gesorgt werden. 
Das bedeutet in der Pra-
xis oft, dass gesetzliche 
Bestimmungen bzw. Kol-
lektivvertrag gebrochen 
oder aufgeweicht wer-
den. Sei es bei Arbeits-

zeit, Urlaubsregelung, 
Arbeitssicherheit oder 
aber willkürliche Ver-
setzungen. Die Beschäf-
tigten akzeptieren dann 

oft schlechte Arbeitsbe-
dingungen, weil es „nor-
mal“ zu sein scheint oder 
aus Angst, sich gegen das 
Unternehmen zu stellen. 

Wenn es hart auf hart 
kommt, ist es rasch aus 
mit der „familiären“ At-
mosphäre. Als einzelneR 
alleine gegen diese Ver-
stöße vorzugehen ist ris-
kant und oft aussichts-

los, da die Unternehmen 
leicht eine Kündigung 
aussprechen können, 
selbst aus fiktiven Grün-
den. Hier kommt der Be-
triebsrat ins Spiel. 

Betriebsräte sind die ge-
wählte und durch das 
Gesetz geschützte Ver-
tretung der Beschäftig-
ten - ein Gegenpol zur 
absoluten Macht und 
Willkür der Unterneh-
men. Es reicht aber nicht 
nur die bloße Existenz 
eines Betriebsrats, son-
dern dieser muss auch 
aktiv werden und die 
KollegInnen einbinden! 
Und zwar für die Inte-
ressen der Beschäftig-
ten und nicht für „wirt-
schaftliche“ Notwendig-
keiten.

Georg B.

Aus Betrieb & Gewerkschaft

Ausweg aus der IT-yrannei

QHoamat
Die GPA-djp/ÖGB-Aktion 
am 18.10. in Linz gegen die 
Sozialversicherungskür-
zungen hatte was von Satire. 
Kein Wort von Vernetzung, 
bundesweitem Widerstand 
oder Kampfmaßnahmen. 
Landeshauptmann Stelzer 
(ÖVP) wurde aufgefordert, 
Oberösterreich zu vertei-
digen, am Ende wurde die 
OÖ-Hymne abgesungen. 
Peinlich. Doch unter den 
TeilnehmerInnen war die 
Stimmung kämpferisch. 
Unser Flyer mit einem Ak-
tionsplan zum Kampf gegen 
Schwarz-Blau kam gut an.

In „Ein Cappuccino für die 
Armen“ (PapyRossa) be-
schreibt Claudia Pinl wie 
die Propaganda für „Bür-
gergesellschaft“ und eh-
renamtliche Arbeit den So-
zialabbau begleitet. Gratis-
arbeit ersetzt bezahlte Jobs 

– und für Unternehmen 
gibt es Steuergeschen-
ke. Löcher in kommuna-
len Haushalten werden ge-
stopft, der Druck, kosten-
los zu arbeiten steigt. Nur 
ein Schritt zur Zwangsar-
beit und in manchen Be-
reichen ist er bereits über-
schritten.

Am 6.10. demonstrierten 
in Salzburg etwa 200 Be-
schäftigte aus dem Sozi-
al- und Pflegebereich. Der 
von der Gewerkschaft or-
ganisierte Protest forder-
te die ausreichende Finan-
zierung der privaten So-
zialeinrichtungen durch 
die Landesregierung, die 
nicht einmal in KV-Höhe 
zahlen will. Mit Flugblät-
tern von „Sozial aber nicht 
blöd“ beteiligten wir uns 
und schlugen eine Stra-
tegie vor, um gemeinsam 
echte Verbesserungen zu 
erkämpfen.

Am 12.10. riefen verschie-
dene Basisinitiativen (Re-
silienz, KNAST, Raum für 
Alle*, Sozial aber nicht 
blöd) aus dem Sozialbe-
reich zum Aktionstag ge-
gen Sozialkürzungen auf. 
In Wien, Linz, Graz und 
Innsbruck gab es Aktio-
nen. Schon am 9.10. nutz-
ten Fans des Wiener Sport-
club ein Heimspiel, um mit 
einem Transparent für den 
Aktionstag zu mobilisie-
ren. SLP-AktivistInnen 
waren mit von der Par-
tie: In Wien u.a. mit ei-
ner gemeinsamen Kund-

gebung von „Sozial, aber 
nicht blöd“ und „Bündnis 
Flüchtlingsarbeit“ gegen 
Mindestsicherungskür-
zung vorm AMS; in Linz 
mit einer Kundgebung am 
Taubenmarkt und in Graz 
mit einer Aktion vorm 
Sozialamt. Bei einer ge-
meinsamen Abschluss-
kundgebung aller Initi-
ativen in Ottakring stri-
chen SLP-AktivistInnen 
heraus, dass der Kampf im 
Sozialbereich mit einem 
Aktionsprogramm gegen 
Schwarz-Blau verbunden 
werden muss.

Warum ein demokratisch gewählter 
und kämpferischer Betriebsrat 
speziell im IT-Bereich notwendig ist.

ÖGB – Was wurde aus
dem „heißen Herbst"?
Anfang Mai wurden die Be-
Als die Regierung mit dem 
12-Stundentag ernst mach-
te, mobilisierte der ÖGB 
richtigerweise 120.000 Men-
schen dagegen. Doch dann 
passierte den Sommer über 
nichts. Die Regierung ver-
legte den Beschluss nach 
vorne und bremste damit 
die Gewerkschaft aus. Nun 
verkündete der ÖGB Plan 
B: Den 12-Stundentag auf 
der Kollektivvertrags-Ebe-
ne durch eine gemeinsa-
me Verhandlungsstrategie 
aller Bereiche verhindern. 
Doch das würde echte Ver-
netzung der verschiedenen 
Bereiche bedeuten – z.B. in-
dem auf einer Betriebsver-
sammlung im Metallbe-
reich BetriebsrätInnen aus 
dem Sozialbereich sprechen 
und ihre Situation erklären. 
Der nächste Schritt kön-
nen gemeinsame Soli-Akti-
onen der verschiedenen Be-
reiche sein. Keine von oben 
orchestrierten Pflichtübun-
gen. Sondern echte, öffentli-
che und kämpferische Akti-
onen dort, wo Menschen le-
ben und arbeiten. Die Don-
nerstags-Demos wären auch 
ein guter Ort, um die Soli-
darität zu verbreitern. Un-
ter den Tausenden, die jede 
Woche demonstrieren, sind 
zahlreiche Gewerkschafts-
mitglieder – aber kein sicht-
barer Gewerkschafts-Block. 
Stattdessen hat die ÖGB-
Führung auch den Plan B 
fallen gelassen, ohne ihn 
auch nur auszutesten – Denn 
nun geht Katzian mit seinem 
„neuen Arbeitszeitgesetz“ 

hausieren, womit wir auf 
die nächste Wahl vertröstet 
werden sollen. Und das, ob-
wohl die SPÖ schon letztes 
Mal keine der Verschlech-
terungen von Schwarz-Blau 
zurückgenommen hat!

Die Gewohnheit von 
Katzian & Co, groß anzu-
kündigen und dann nichts 
folgen zu lassen, ist gefähr-
lich: Erstens sind schlech-
ter organisierte Bereiche 
bei den KV-Verhandlun-
gen auf die echte Solidari-
tät der besser organisier-
ten Bereiche angewiesen. 
Alleine werden sie den 
12-Stundentag und andere 
Angriffe nicht abwehren 
können. Zweitens kaufen 
auch in gut organisierten 
Bereichen immer weni-
ger KollegInnen der Füh-
rung ihre hohlen Phrasen 
ab. Oft haben wir bei den 
BVs im Metallbereich Un-
mut gehört: Jedes Jahr das 
Gleiche – zuerst aufmu-
cken, dann klein beigeben 
und schwach abschließen. 
Das senkt das Vertrauen in 
die eigene Kampfkraft un-
ter KollegInnen. In Zeiten, 
in denen die Unternehmen 
sich anschicken, mit Un-
terstützung der Regierung 
KVs komplett zu zerschla-
gen, ist das besonders gif-
tig. Wir können es uns 
nicht leisten, unsere Ge-
werkschaften den Dampf-
plauderern zu überlassen. 
Setzen wir selber die oben 
genannten Initiativen und 
holen wir sie uns zurück!

Thomas Hauer, 
Sebastian Kugler

RSalzburg R Aktionstag Sozialbereich
Kurznachrichten aus Betrieb & Gewerkschaft

QEhrenamt
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40 Jahre nach dem Sieg 
gegen das AKW Zwen-
tendorf ist der Atom-
ausstieg längst nur noch 
hohle Phrase. Sogar Ja-
pan baut wieder fleißig. 
Der durchliberalisierte 
Energiemarkt sorgt da-
für, dass auch Atomstrom 

durch österreichische Ka-
bel fließt: Über 50% des 
Stroms in Österreich wer-
den importiert, der Groß-
teil aus Atomstrom-Län-
dern wie Deutschland 
oder Tschechien. Der Ka-
pitalismus kommt nicht 
von Kernenergie los. Auch 
sonst werden Umwelt-
standards runtergefah-
ren – zugunsten schmut-
ziger Energieträger. Der 
Hintergrund: Die Wirt-

schaftskrise. Auch der 
aktuelle „Aufschwung“ 
geht auf Kosten von Um-
welt und Klima. Und das, 
obwohl der Weltklima-
rat uns nur noch bis 2030 
gibt, um radikale Maß-
nahmen gegen den Klima-
wandel umzusetzen – be-

vor auch die schlimms-
ten Folgen unumkehrbar 
werden.

Auch die Frage des Ham-
bacher Forsts zeigt, dass 
das System nicht nur un-
fähig ist, tatsächlich sau-
beren Strom zu produzie-
ren, sondern aktiv dage-
gen arbeitet: Der deutsche 
Energiekonzern RWE will 
den Wald roden, um dort 
Braunkohle abzubauen. 
Und das nicht einmal für 

den deutschen, sondern 
für den internationalen 
Markt. Denn Deutschland 
ist Stromexporteur. Von 
diesen Exporten sind viele 
Staaten abhängig. 

Auch die Stromkonzer-
ne hierzulande sind un-
trennbar mit dem globa-

len Markt verbunden und 
im (Teil-)Besitz anderer 
Unternehmen. RWE be-
sitzt beispielsweise 1/3 der 
Kelag aus Kärnten. Der 
(Atom-) Energieerzeu-
ger EnBW hält 1/3 der EVN 
aus Niederösterreich. De-
ren aktueller Kraftwerks-
neubau Rosenburg stellt 
ebenfalls einen zerstöre-
rischen Eingriff in Auwald 
und Flusslandschaft dar. 
Die französische EfG, wel-

che fast 1/4 des Stroms der 
EU liefert, besitzt 1/4 der 
Energie Steiermark.

Was also tun? Viele stei-
gen auf „Ökostrom“ um, 
auch, weil Greenpeace 
und Co. dazu aufrufen. 
Insgesamt wird euro-
paweit aber bereits jetzt 
mehr Strom aus erneu-
erbaren Energien einge-
speist, als es „Ökostrom“-
KundInnen gibt – da-
durch wird hier auch kein 
Ausbau von erneuerbarer 
Energie bewirkt. Außer-
dem wird der Großteil der 
Energie für Industrie und 
Verkehr verwendet (in 
Österreich mehr als 60%) 
während nur ca. 1/4 in 
private Haushalte fließt. 
Individuelle Kaufent-
scheidungen ändern al-
so nichts am großen Bild. 
Konzerne werden immer 
den kurzfristig billigsten 
Strom nutzen, um Profi-
te zu machen. Ökostrom 
ist also auch keine Lösung 

für den Klimawandel in-
nerhalb des Kapitalismus. 
Am Markt muss auch der 
„sauberste“ Strom nach 
den Regeln der Profitori-
entierung spielen.

Was wir stattdessen be-
nötigen, ist eine Reor-
ganisation des gesamten 
Energiesektors. Dieser 
darf nicht dem Profit die-
nen, sondern den Men-
schen und der Umwelt. 
Die Technologie dafür ist 
da, ein rascher Umstieg 
ist möglich. Und das ohne 
Verlust von Arbeitsplät-
zen: Die Klimakiller ge-
hören enteignet und ihre 
Milliarden für Jobs im Be-
reich erneuerbarer Ener-
gien eingesetzt. Die Pro-
teste im Hambacher Forst 
könnten Startpunkt für 
internationale Mobilisie-
rungen gegen Klimawan-
del, Ausbeutung und Ka-
pitalismus sein!

Moritz Bauer

Dem System 
den Stecker ziehen

Von Zwentendorf bis in den Hambacher Forst – 
es gibt keinen sauberen Strom im Kapitalismus.

Neue Medien, neue Kom-
munikationswege: Mit 

„Socialism - the podcast of 
the Socialist Party“ geht 
die britische Schwesteror-
ganisation der SLP on Air. 
Dazu passend gibt es Tipps 
zum Weiterlesen  und die 
Einladung, selbst aktiv zu 
werden. Auf Youtube, Tun-
eIn, Stitcher, Spotify, Cast-
box, Acast, Blubrry, Po-
dbean, SoundCloud und 
MixCloud. Und das hindert 
uns keine Minute daran, 
die Politik dieser Konzerne 
zu kritisieren...

Im beliebten Videospiel FI-
FA 19 geht es um einen 
jungen Fußballer und sei-
ne Schwester. Spielt man 
als Kim Hunter, gibt es 
in Interviews nach dem 
Spiel schon mal Fragen 
wie z.B. ob es einen Mann 
gibt, zu dem sie Hallo sa-
gen möchte, oder Kom-
mentare zu den Unifor-
men, die das Frauenteam 
trägt. Kim kann dann ant-
worten, dass sie eine pro-
fessionelle Sportlerin ist 
und diese dummen Kom-
mentare nichts mit dem 

Sport zu tun haben. Es ist 
schön, dass der Frauen-
sport in diesem Jahr ei-
ne prominente Rolle spielt, 
und es ist schön, sich dem 
Sexismus zu stellen, der oft 
mit der Berichterstattung 
über Frauensport einher-
geht. Gleichzeitig ist aber 
am Cover von FIFA 19 Cris-
tiano Ronaldo, der wegen 
Vergewaltigung angeklagt 
ist. Ist der Feminismus zur 
FIFA gekommen? Die kur-
ze Antwort ist nein, man 
will nur Käuferinnen nicht 
zu sehr vergraulen.

Schon im Bildungsbereich 
hat die Regierung wissen-
schaftlich fundierte For-
schungsergebnisse igno-
riert. Nun soll das Ärzte-
gesetz dahingehend ge-
ändert werden, dass auch 
unwissenschaftliche Me-
thoden „komplementär- 
und alternativmedizini-
scher Heilverfahren" zum 
Berufsbild gehören. Da-
mit sollen diverse esoteri-
sche Verfahren nicht mehr 
außerhalb der Ärztekam-
mer stattfinden – sondern 
mit deren Segen. Bei ei-

ner Regierung, deren Mit-
glieder schon mal selbst 
Esoterik praktizieren oder 
Verschwörungstheorien 
anhängen, kein Wunder. 
Aber gefährlich für kran-
ke Menschen. Denn eso-
terische Heilsversprechen 
bekommen so den An-
strich der Seriosität. Und 
damit ist viel Geld aus den 
Taschen von Kranken zu 
ziehen, die durch die Kür-
zungen im Gesundheits-
wesen privaten Scharlata-
nen in die Arme getrieben 
werden.

Podcast FIFA-Feminismus? Regierung vs. Wissenschaft
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Vom 19. Bis 20. Oktober 
fand in Wien „Eine Welt 
zu gewinnen 2018“ statt.  
Es gab diverse Diskussio-
nen zu brennenden poli-
tischen Themen in Öster-

reich und international. 
Veredelt wurde all dies 
durch Beiträge von über 
80 TeilnehmerInnen, u.a. 
aus den USA, Spanien, 
Serbien und Deutschland.

Der Freitagabend 
brachte die erste gro-
ße Podiumsdiskussion zu 
„International gegen Pa-
triachat und Kapital – 
Frauenbewegungen welt-
weit“. Gesprochen haben 
Laura Garcia von der fe-

ministischen Organisati-
on „Libres y Combativas“ 
(Spanien), Christian Ber-
ger, Sprecher des Frau-
envolksbegehrens und 
Martina Gergits für die 

sozialistisch-feministi-
sche Plattform „Nicht Mit 
Mir“. 

Der Samstag brachte neun 
verschiedene Arbeits-
kreise zu aktuell brodeln-
den Themen. Es wurden 
unter anderem die Fol-
genden diskutiert: Wi-
derstand gegen die rück-
schrittliche Bildungspo-
litik der Regierung, Streik 
im Sozialbereich und die 

Unmöglichkeit, im Kapi-
talismus eine Lösung für 
die Klimakatastrophe zu 
finden.

Abgeschlossen wurde 
das Event mit einer wei-

teren großen und stim-
mungsgeladenen Podi-
umsdiskussion, in der 
es konkret um gewerk-
schaftlichen Widerstand 
und Streik gegen die-
se Regierung ging. Red-
nerInnen waren Irene 
Mötzl, Betriebsrätin beim 
Wohnservice Wien und 
Aktivistin der SLP und 
Peter Redl, Betriebsrat im 
UKH Lorenz Böhler.

Simon Salzmann
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Die SLP auf den 
Donnerstagsdemos
Seit Anfang Oktober de-
monstrieren jeden Don-
nerstag bis zu 10.000 ge-
gen die Regierung in Wien. 
Das ist ein wichtiger ers-
ter Schritt – und die SLP 
ist jede Woche mit einem 
kämpferischen Block da-
bei. Wir produzierten da-
für eine Sonderbeilage des 

“Vorwärts” mit den Lehren 
der letzten Donnerstags-
demos: Demonstrieren ist 
gut, aber nicht genug. Wir 
müssen uns organisie-
ren – in unseren Arbeits-
bereichen, Schulen, Unis, 

Nachbarschaften - und die 
Regierung und ihre Geld-
geberInnen durch Streiks 
dort treffen, wo es weh-
tut. Außerdem braucht es 
demokratische Strukturen 
in der Bewegung, damit 
sich Menschen einbringen 
können. Um diese Diskus-
sion anzustoßen, setzten 
wir mit unserer Kampa-
gne “Nicht mit mir” eine 
viel beachtete Initiative für 
einen sozialistisch-femi-
nistischen Block auf den 
Demos. 

 Brettros

„Eine Welt zu gewinnen“ fand wieder statt – 
besser, motivierender, lauter und 
wütender als je zuvor!

Eine Welt zu gewinnen 2018

Andere über uns

In einer Reportage über die aktuellen Donnerstags-
demos warf der ORF einen Blick auf die damali-
gen – und wer war schon damals ganz vorne da-
bei? Natürlich die SLP! Die Frisuren mögen sich 
geändert haben, doch unsere Überzeugungen 
sind noch dieselben: Damals wie heute kämpfen 
wir gegen Rassismus, Sexismus, Sozialabbau und 
das System das sie hervorbringt: den Kapitalis-
mus.

Beim ersten Nicht mit mir-
Oberösterreich Treffen nach 
der Sommerpause disku-
tierten wir das Potential, 
aber auch die Probleme des 
Frauen*Volksbegehrens. Re-
lativ schnell herrschte Ei-
nigkeit, dass in der Eintra-
gungswoche eine erhöh-
te Sensibilität für feminis-
tische Themen vorhanden 
sein wird. Uns war klar, dass 
Nicht mit mir Frauen einla-
den muss, aktiv zu werden 
und sich langfristig zu orga-
nisieren. 

Die Forderungen des 
Volksbegehrens gliedern 
sich unserer Ansicht nach 
in die Themenblöcke „Ge-
walt an Frauen“, „Arbeit & 
Einkommen“ und „Selbst-
bestimmung & Schwanger-
schaftsabbruch“ auf. Dazu 
wurden im September und 
Oktober mehrere Aktionen 
in Linz durchgeführt, bei 
denen mit Flyern, Mikrofon 
und Lautsprechern, Trans-
parenten und Darstellun-
gen mit Straßenkreide die 
Angriffe der schwarz-blau-
en Regierung speziell gegen 
Frauen aufgezeigt wurden. 

Bei einem Treffen da-
vor wurde die Kundgebung 
vorbereitet und notwen-
dige Forderungen formu-
liert. Schon beim Aufbau 
des Kundgebungs-Zeltes 
schwärmten viele Interes-
sierte zum Infotisch, um sich 
näher über die Kampagne zu 
informieren. Vor allem die 
verschiedenen Wortmel-
dungen via Lautsprecher er-
regten bei vielen PassantIn-

nen Aufmerksamkeit und 
führten zu vielen interes-
santen Diskussionen. Bei der 
zweiten Aktion am ober-
österreichischen Equal Pay 
Day präsentierten wir un-
sere Forderungen auf einer 
Tafel und luden PassantIn-
nen ein, sie abzustimmen. 
So unterstützte eine Pflege-
rin Arbeitszeitverkürzung 
auf 30-Stunden/Woche we-
gen der Belastung in ihrer 
Arbeit. 

Auch nach dem Volksbegeh-
ren finden wir es wichtig, 
weiter für die Forderungen 
zu kämpfen. Deshalb setzten 
wir mit einer Kampagne für 
das Recht auf Schwanger-
schaftsabbruch fort. Mit Fly-
ern mobilisierten wir zwei 
Wochen lang zu einer Pro-
testaktion gegen den jährli-
chen Marsch radikaler Ab-
treibungsgegnerInnen am 
27. Oktober. Obwohl de-
ren Versammlung abgesagt 
wurde, standen wir trotz-
dem für Frauenrechte und 
Selbstbestimmung auf der 
Landstraße. 1:0 für den Fe-
minismus! 

Wir sind eine bunt ge-
mischte Gruppe von Studie-
renden und Beschäftigten 
des Sozialbereichs, Frauen 
und Männern, politisch Ak-
tive und „frisch G’fangte“. 
Jede und jeder kann bei uns 
mitmachen! Nächste Treffen 
und die Beteiligung an der 
Donnerstagsdemo in Linz 
sind schon geplant.

Sarah Lammer,
 Jan Millonig

Nicht mit mir: 
Aktiv in OÖ



Kaum ein Bericht kommt 
ohne eines der bekann-
testen Bilder von 1918 
aus: Während am 12. No-
vember im Parlament die 
Republik beschlossen 
wurde, versammelten 
sich die Massen vor dem 
Parlament am Ring. Auf 
der Ballustrade verlasen 
sozialdemokratische Po-
litiker den Text der neu-
en Verfassung – nur we-
nige Meter daneben das 
Transparent „Hoch die 
sozialistische Republik“. 

Zum 100. Jahrestag 
amtiert in Österreich ei-
ne ÖVP-FPÖ Koalition. 
Beide Parteien stehen in 
der Tradition jener, de-
nen schon die Gründung 
der Republik mit ihren 
bürgerl ich-demokrati-
schen Rechten zu weit 
ging. Doch deren reak-
tionäres Weltbild war 
durch die revolutionä-
re Welle, die über Europa 
in Folgen des Völkermor-
dens des 1. Weltkrieges 
hereinbrach, gewaltig in 
der Defensive.

Auch in Österreich gab 
es eine Revolution und 
diese, bzw. die Angst der 
herrschenden Klasse vor 
ebendieser, hatte gewal-
tige Veränderungen zur 
Folge. Es sind Verände-
rungen, die bis heute von 
zentraler Bedeutung sind: 
Das Ende der Monarchie, 
die Abschaffung des Adels 
und die Enteignung der 
Habsburger. Die Repub-
lik inklusive Verfassung 
und allgemeinem gleichen 
Wahlrecht. Die Bildung 

der Arbeiterkammer (als 
Instrument gegen die von 
den ArbeiterInnen selbst 
organisierten Räte). Un-
mittelbar nach der Ausru-
fung der Republik waren 
Bürgerliche und die ka-
pitalistische Klasse auch 
gezwungen, einer Reihe 
von weitreichenden So-
zialreformen zuzustim-
men: 8-Stundentag, Be-
triebsräte, Arbeitslosen-
versicherung und Pensi-
onen, Einführung eines 
Urlaubsanspruchs für Be-
schäftigte, die Anerken-

nung von Kollektivver-
trägen, Sonn- und Fei-
ertagsruhe, Verbot von 
Nachtarbeit für Frauen 
und Jugendliche, Ausbau 
der Kranken- und Unfall-
versicherung. Schon unter 
der Angst vor dem wach-
senden Unmut während 
des 1. Weltkrieges kam 
es zu Anfängen im Miet-
recht, welches dann in der 
1. Republik noch verstärkt 
wurde. Im Bildungswe-
sen wurde die Macht der 
kaiserlichen Verwaltung 

durch pädagogische Ex-
pertInnen ersetzt, Mäd-
chen bekamen erstmals 
Zugang zu öffentlichen 
höheren Schulen. Ziel 
war, dass alle Kinder un-
abhängig von Geschlecht 
und sozialer Lage Zugang 
zu optimaler Bildung er-
halten sollen. 

Insbesondere im Roten 
Wien gingen die Reformen 
noch viel weiter, umfass-
ten auch Kinderbetreu-
ung, Sexualaufklärung, 
Gesundheits- und Bil-

dungswesen sowie Sport 
und Freizeit. Hinzu kam 
ein geistiges Klima, das 
den Mief des Konservati-
vismus hinwegschleuder-
te und in Kultur, Kunst 
und Wissenschaft zu 
großartigen Leistungen 
führt. Acht Nobelprei-
se zeugen davon eben-
so wie unsterbliche Wer-
ke von u.a. Kafka, Roth, 
Zweig, Werfel, Schnitz-
ler, Schönberg, Lehar, Ko-
koschka, Loos, Schütte-
Lihotzky und vielen mehr. 

Für das Kapital und sei-
ne politische Vertretung 
war all das „revolutionä-
rer Schutt“. Und sobald 
sich die Kräfteverhält-
nisse änderten, ging man 
auch daran, diesen zu be-
seitigen. Das geschah, in-
dem Reformen einfach 
wieder zurückgenom-
men wurden, oder auch, 
indem man auf Dikta-
tur und Faschismus setze. 
Zwar wurde vieles nach 
1945 wieder eingeführt, 
doch wenn man die Lis-
te der obigen Sozialrefor-
men ansieht, kommt ei-
nem sehr viel aus der ak-
tuellen politischen De-
batte bekannt vor. Kaum 
eine Maßnahme, die da-
mals zur Verbesserung 
der Lage der Arbeite-

rInnenklasse eingeführt 
wurde, steht heute nicht 
auf der Abschussliste der 
Regierung. Statt acht sol-
len wir 12 Stunden pro 
Tag arbeiten. Statt Kol-
lektivverträgen soll wie-
der der/die Einzelne dem 
Unternehmen gegenüber 
stehen. Überhaupt sollen 
alle Elemente der Mitbe-
stimmung der Beschäf-
tigten – die ohnehin sehr 
beschränkt sind – ab-
geschafft werden. Auch 
das Mietrecht will die 
Regierung aufweichen 
und Versicherungen sol-
len wieder dem privaten 
Markt überlassen werden. 
Kurz und Strache haben 
die Ärmel hochgekrem-
pelt, um den „revolutio-
nären Schutt“ zu besei-
tigen. Das betrifft sozia-
le ebenso wie demokra-
tische Rechte – mit allen 
negativen Folgen für das 
Leben der Mehrheit in 
diesem Land. 100 Jah-
re nach 1918 geht es des-
wegen heute darum, die 
Fäden der ausgebremsten 
Revolution wieder aufzu-
greifen und diese endlich 
zu vollenden. Denn an-
ders werden die Errun-
genschaften von 1918 auf 
Dauer nicht zu verteidi-
gen sein.

Sonja Grusch

Schwarz-Blau ist dabei, 
den „revolutionären Schutt“ 
von 1918 zu beseitigen.

Sozialistische LinksPartei (Österreichische Sektion des CWI): T 01.524 63 10 M slp@slp.at W www.slp.at

Die Revolution, 
die bis heute wirkt
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 F 1918: 14.-22.1. 
„Jännerstreik“ mit ca. 1 
Million ArbeiterInnen, 
es bilden sich Räte.
 F 1.2.: Aufstand der 
Matrosen in Cattaro 
(heute: Kotor)
 F30.10.: Die provisorische 
Nationalversammlung 
beschließt eine provisori-
sche Verfassung. Renner 
konstituiert die erste 
Konzentrationsregierung
 F3.11.: Gründung der KPÖ
 F9.11.: Novemberrevolution 
in Deutschland
 F 12.11.: Ausrufung der 
Republik. 150.000 
demonstrieren vor 
dem Parlament.
 F27.11.: Einführung des 
allgemeinen freien Wahl-
rechts, auch für Frauen
 F 1919: 16.2. Wahlen zur 
Verfassunggebenden 
Nationalversammlung. 
Koalition zwischen 
Christlichsozialen und 
Sozialdemokratie.
 F 1.-2.3.: Erste Reichskonfe-
renz der österreichischen 
ArbeiterInnenräte
 F21.3.: Ausrufung 
Ungarische Räterepublik
 F7.4.: Ausrufung 
Münchner Räterepublik
 F 1920: 12.5. Gründung 
der ersten „Heimat-
wehr“ in Tirol
 F 17.10.: Erste Nationalrats-
wahl. Die Christlichso-
zialen werden stärkste 
Partei und formen eine 
Alleinregierung.
 F 1923: 19.2. Gründung 
des Republikanischen 
Schutzbundes.
 F2.4.: "Schlacht auf dem 
Exelberg" in Wien: 300 
Nazis schießen auf 90 
sozialdemokratische 
ArbeiterInnen.

 FNovember 1924: Auflösung 
der letzten ArbeiterIn-
nenräte durch die SDAP
 F 1927: 30.1. In Schat-
tendorf, Burgenland, 
töten Heimwehrler 
ein Kind und einen 
Kriegsinvaliden.
 F 14.7.: Urteil im Schatten-
dorfer Prozess: Frei-
spruch für die Mörder.
 F 15.7.: Generalstreik 
in Wien. Brand des 
Justizpalastes. Die 
Wiener Polizei tötet ca. 
90 DemonstrantInnen.
 F 1929: 24.10. Ausbruch der 
Weltwirtschaftskrise.
 F7.12.: Eine Verfassungsno-
velle gibt dem Bundes-
präsidenten diktatorische 
Durchgriffsrechte (noch 
heute gültig).
 F 18.5.1930: Die vereinigten 
Heimwehren schwören 
den "Korneuburger 
Eid" und erklären 
Marxismus und 
Demokratie den Krieg.
 F24.5.1931: Höhepunkt der 
Bankenkrise in Öster-
reich: Zusammenbruch 
der Credit-Anstalt  
1933 Februar: Die 
Arbeitslosigkeit erreicht 
den Höchststand 
von 600.000.
 F4.3.: Ausschaltung des 
Parlaments, Beginn 
der Dollfuß-Diktatur
 F31.3.: Verbot des 
Schutzbundes
 F27.5.: Verbot der KPÖ
 F23.9.: Verordnung 
zur "Errichtung 
von Anhaltelagern 
zur Internierung 
politischer Häftlinge".
 F 12.2. 1934: Beginn 
des ArbeiterInnen-
aufstands gegen den 
Austrofaschismus.

Dass 1918 ein revolutionäres 
Jahr werden würde, zeich-
nete sich schon zu Jahres-
beginn ab: Am 14. Jänner 
traten FabrikarbeiterIn-
nen in Wiener Neustadt in 
den Streik - und ihre Kol-
legInnen im ganzen ster-
benden monarchistischen 
Staat schlossen sich ihnen 

an: Bis 22. Jänner streikten 
in Wien, Niederösterreich, 
Oberösterreich, der Ober-
steiermark, Krakau, Brünn 
und Budapest knapp eine 
Million. Auslöser war eine 
erneute Kürzung der Mehl-
rationen als Folge des zer-
mürbenden Krieges gewe-
sen. Doch es ging den Ar-
beiterInnen nicht nur ums 
Mehl. Sie streikten v.a. in 
Solidarität mit der Revolu-
tion in Russland: dort hat-
ten die ArbeiterInnen mit 
ihrer revolutionären Par-
tei, den Bolschewiki, die 
Macht selbst in die Hand 
genommen. Sie begannen, 
das Land unter den armen 
Bauern aufzuteilen, die Fa-
briken selbst zu führen und 
über die Geschicke des Lan-
des selbst in Räten zu be-
stimmen – und sie wollten 
Frieden. Die österreichi-
schen ArbeiterInnen hörten 
die Appelle der Bolschewi-
ki, sich ebenfalls von ihren 
eigenen UnterdrückerIn-
nen zu befreien, anstatt sich 
weiter für sie abschlachten 
zu lassen.

Sie wählten Räte, nach 
russischem Vorbild. Eben-
so häuften sich an der 
Front Meutereien und Re-
bellionen wie im Marine-

hafen Cattaro. Anstatt auf 
die ArbeiterInnen ande-
rer Länder wurden die Ge-
wehre nun gegen die Of-
fizierskommandos und 
Stabsführungen gewendet. 
Ebenso schöpften die von 
den Habsburgern in den 
K.u.K.-Staat gezwängten 
Nationen Hoffnung: Jahr-

hundertelang wurden sie 
von Wien aus unterdrückt, 
doch nun sollte Schluss da-
mit sein.

Trotz ihrer Dominanz 
über die ArbeiterInnen-
bewegung wurde die so-
zialdemokratische Par-
tei (SDAP) völlig überrum-
pelt. Die Führung versuch-
te alles, um die Lage in den 
Griff zu bekommen. Noch 
während des Jännerstreiks 
trafen sich die Parteifüh-
rer Victor Adler, Karl Ren-
ner und andere heimlich 
zu einer Konferenz im Au-
ßenministerium mit Baron 
Flotow. Dort bedauerten sie 
die Ausbreitung der Streik-
bewegung und sprachen 
von der Revolution als ei-
ner „Gefahr, vor der wir alle 
stünden“.

Warum handelte die Par-
teiführung so? Viele von ih-
nen verstanden sich ja tat-
sächlich als SozialistInnen. 
Doch für sie war die bür-
gerliche Republik eine nö-
tige Vorstufe zum Sozialis-
mus. Sie erklärten sich zwar 
in Worten mit den Bolsche-
wiki solidarisch, doch ei-
ne sozialistische Revoluti-
on hielten sie für unmög-
lich oder zu gefährlich. 
In den letzten Jahrzehn-

ten hatten sie gelernt, ei-
nen riesigen Parteiapparat 
von oben zu manövrieren 
– und genau so sollte auch 
der Sozialismus kommen: 
von oben, durch kluge Re-
formen der Parteiführung. 
Die ArbeiterInnenklas-
se hielten sie für dazu nicht 
in der Lage. Die Parteispit-
zen hatten auch beträcht-
liche Privilegien angesam-
melt – und nun akzeptier-
ten die Christlichsozialen 
und Deutschnationalen, ja 
sogar die Habsburger, sie 
endlich notgedrungen im 
Club der Privilegierten. Ih-
re Aufforderungen zu Ruhe, 
Ordnung und Besonnen-
heit in dieser chaotischen 
Zeit stießen auch bei Tei-
len der ArbeiterInnenklas-
se auf offene Ohren, die sich 
nach den vierjährigen Stra-
pazen nach etwas Stabilität 
sehnten. So konnte die So-
zialdemokratie den Jänner-
streik 1918 bändigen, aber 
der Zerfall der Monarchie 
ließ sich nicht aufhalten.

In die Risse, die der Staat 
an allen Ecken und Enden 
bekam, stießen die „Arbei-
ter- und Soldatenräte“ vor. 
Sie organisierten die Ver-
teilung von Lebensmitteln, 
kämpften gegen Schleich-
handel und Schwarzmarkt, 
wiesen Wohnungen zu und 
kontrollierten die Produk-
tion. Doch hier zeichnete 
sich eine zentrale Frage ab: 
Sollten die Räte weiterhin 
nur Aufgaben erledigen, die 
der zerfallende Staat nicht 
mehr übernehmen konn-
te, bis er sich wieder auf-
rappelte – oder sollten sie, 
wie in Russland, selbst die 
Macht übernehmen? 

Die Antwort der SDAP-
Führung war klar – und 
sie konnte auf ihren immer 
noch fast ungebrochenen 

Zeitreihe Erste Republik

Die Massen wollten 1918 
„die sozialistische Republik“.

Österreich 1918
Die halbe Revol
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Noch heute wird oft wehmütig auf die scheinbar glor-
reiche Vergangenheit der Sozialdemokratie geblickt. 
Dabei wird, etwa in Materialien der Sozialistischen 
Jugend, deren damaliges ideologisches Vehikel, der 
„Austromarxismus“, als scheinbare Alternative zu 
revolutionärem Marxismus und opportunistischem 
Reformismus verklärt. 

Dabei gab und gibt es „den“ Austromarxismus 
nicht. Der Austromarxismus war keine einheitliche 
marxistische Strömung. Tatsächlich gab es ein wei-
tes Spektrum von Ansätzen, von Experimenten mit 
Rätedemokratie bis zu Sozialismusvorstellungen, die 
nicht einmal eine Umwälzung der Produktionsweise 
einschlossen. Dieses Spektrum stellte die stellte die 
Spannweite der Reaktionen der Parteibürokratie auf 
eine Situation sozialer Spannungen dar. Denn die So-

zialdemokratie wollte einerseits eine Revolution ver-
hindern, was auch ihr Kopf Otto Bauer nie leugne-
te. Andererseits wollte sie aber auch das Gespenst der 
Revolution am Leben erhalten, um Verhandlungs-
gewicht mit bürgerlichen Kräften zu haben und die 
ArbeiterInnen an sich zu binden. Theorie diente der 
nachträglichen Rechtfertigung der Aktionen der So-
zialdemokratie – ein Beispiel hierfür ist Otto Bauers 
Theorie des »Gleichgewichts der Klassenkräfte«, die 
von ihm nachträglich aufgestellt wurde, um die re-
formistischen Reaktionen der sozialdemokratischen 
Parteiführung auf die durchaus revolutionäre Situa-
tion zu rechtfertigen.

Was die austromarxistischen DenkerInnen jedoch 
gemeinsam hatten, war, dass sie den Sturz des bür-
gerlichen Staates klar ablehnten – ihr rechter Flü-
gel rund um Karl Renner leugnete sogar von Anfang 
an den Klassencharakter des bürgerlichen Staats. 
Doch auch der linke Flügel rund um Max Adler, der 
rätedemokratische Elemente befürwortete, woll-
te diese lediglich mit dem bürgerlichen Staat ver-
binden. Wenn es nach Otto Bauer ging, würde »der 
Sozialismus selbst aus der Tatsache der Demokra-
tie kommen, denn die Demokratie […] schlägt von 
selbst zum Sozialismus um.« Dies ist eine vollstän-
dige Verklärung des Klassencharakters des bürger-
lichen Staates. Es wird suggeriert, dass Wahlen in 
diesem Rahmen seinen eigenen Rahmen sprengen 
und letztendlich die Macht des Bürgertums brechen 
könnten. Ein fataler Irrtum, denn zur Not greifen 
die KapitalistInnen selbst auf undemokratische 
und diktatorische Mittel zurück – genau das muss-
ten die AustromarxistInnen im Februar 1934 selbst 
miterleben. Der gescheiterte Februaraufstand stell-
te gleichzeitig den Höhepunkt des Verrats durch 
den „Austromarxismus“ sowie dessen komplettes 
Scheitern dar.

Leon Neureiter

Austromarxismus: 
Eine Alternative?

Einfluss in den Gewerk-
schaften und Räten ver-
trauen. Die radikalen Lin-
ken, die wie die Bolsche-
wiki „Alle Macht den Rä-
ten!“ forderten, waren zu 
wenige und zu unerfahren. 
Im Verlauf von 1918 wur-
den die Räte immer mehr 
rein administrative Struk-
turen und immer weni-
ger zu Kernen einer radikal 
anderen Gesellschaft. Auch 
das Level sozialer Kämpfe 

erreichte in der Folge nicht 
mehr jenes des Jänner-
streiks.

Auslöser für den end-
gültigen Zusammenbruch 
der Monarchie war folglich 
auch nicht die Rätebewe-
gung, sondern die militäri-
schen Niederlagen und die 
Unabhängigkeitsbewegun-
gen der nichtdeutschen Na-
tionen im Habsburgerreich. 
Der Kollaps vollzog sich im 
Herbst 1918. Am 21. Oktober 
konstituierte sich die provi-
sorische Nationalversamm-
lung durch die drei großen 
Parteien – Sozialdemokra-
tie, Christlich-Soziale und 
Deutschnationale. Bis kurz 
vor ihrer Ausrufung war die 
Republik nicht auf der Ta-
gesordnung. Sie erfolgte als 
hastige Reaktion der Par-
teien auf eine Situation, die 
ihnen zu entgleiten drohte. 
Denn der Kollaps der Mo-
narchie feuerte die revolu-
tionären Tendenzen noch 
an. Auf dem Parteitag der 
SDAP am 31. Oktober und 1. 
November 1918 warnte Ot-

to Bauer noch einmal: „Die 
Massen sind von Ungeduld 
erfüllt, die Massen meinen, 
es sei Zeit, weiterzugehen 
und die zunächst rein po-
litische Revolution weiter-
zuführen zu einer sozialen“, 
wogegen sich Bauer jedoch 
ausgesprochen verwehr-
te. Die weitreichenden so-
zialen Verbesserungen, die 
mit der Einführung der Re-
publik beschlossen wur-
den, waren somit nicht das 

Werk gütiger DemokratIn-
nen – sondern Nebenpro-
dukte einer abgebrochenen 
Revolution.

Einen Monat später wendete 
sich Ignaz Seipel, selbst Mi-
nister des letzten kaiserli-
chen Kabinetts und zentrale 
Persönlichkeit der Christ-
lichsozialen, in einem viel-
sagenden Brief an einen 
deutschen Kollegen:

„Die Gefahr, dass die bol-
schewistischen Wellen zu 
uns hereinschlagen, war 
groß. So blieb nichts üb-
rig, als dass der Kaiser zwar 
nicht abdankte, aber sich 
doch von den Regierungs-
geschäften zurückzog, und 
die provisorische Repub-
lik proklamiert wurde. Die 
Parteikoalition blieb bis zur 
Stunde aufrecht, keiner-
lei nennenswerte Unruhe 
störte die bürgerliche Ord-
nung, aber wir leben in der 
ständigen Gefahr, dass die 
Berliner und Münchener 
Neuordnung auf uns über-
greifen.“

Die „bolschewistischen“ 
Wellen, vor denen Seipel 
und sein sozialdemokrati-
scher Koalitionspartner zit-
terten, schwappten in der 
Tat 1918/19 über ganz Eu-
ropa: Von der ungarischen 
Räterepublik bis zum Sow-
jet in Belfast, von der Bre-
mer Räterepublik bis zu den 
„zwei Roten Jahren“ in Ita-
lien. Ein sozialistisches Eu-
ropa war in diesen Jahren 
greifbar nahe – und damit 
ein völlig anderer Verlauf 
der Geschichte. Die SDAP 
entschied sich jedoch, den 
Kapitalismus zu retten, in-
dem statt des Kaisers nun 
ein bürgerliches Parlament 
dieses ausbeuterische und 
zerstörerische System ver-
walten sollte. Der Sozia-
lismus wurde auf eine fer-
ne Zukunft verschoben. 
So wurde Österreich zum 
Sargnagel der internatio-
nalen Revolution. Statt eine 
revolutionäre Brücke zwi-
schen München und Bu-
dapest aufzubauen, ließ 
man diese Revolutionen im 
Stich – obwohl sie um Hil-
fe aus Wien flehten. Die Fol-
gen waren verheerend: In 
Russland wurde die Revo-
lution isoliert und mutier-
te zur stalinistischen Dik-
tatur. Auf dem gebrochenen 
Rücken der europäischen 
Revolutionen konnten sich 
in Ungarn, Italien und nicht 
zuletzt Deutschland und 
Österreich die faschisti-
schen Bewegungen auf-
bauen. Das kapitalistische 
Wirtschaftssystem, weit 
entfernt davon, sich von 
klugen SozialdemokratIn-
nen human steuern zu las-
sen, erlitt bereits 1929 den 
nächsten Kollaps und be-
reitete den Weg in die fa-
schistische Barbarei.

Sebastian Kugler

Erste Republik

Österreich war der Schlüssel
zur internationalen Revolution – 
und ihr Sargnagel.

918: 
evolution

Zum Weiterlesen
Sozialistische LinksPartei (Hrsg.): 
„Wir gehen nicht zurück“ – 
80 Jahre Februaraufstand
Die Broschüre beinhaltet eine Analyse des Austro-
marxismus und den Text von Leo Trotzki: „Die ös-
terreichische Krise, die Sozialdemokratie und der 
Kommunismus“.

Marx aktuell
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Zu keinem Zeitpunkt glaub-
te die Sozialdemokra-
tie daran, dass die Arbei-
terInnenbewegung einer 
entscheidenden Ausein-
andersetzung mit dem Bür-
gertum gewachsen ist. An-
statt die mächtige revolu-
tionäre Bewegung in Ös-
terreich 1918 an die Macht 
zu führen, suchte sie einen 
Kompromiss mit dem ext-
rem geschwächten Bürger-
tum: Herausgekommen ist 
die Republik Deutsch-Ös-

terreich. Die herrschende 
Klasse nahm dankend an.

Doch jeden Spielraum, 
den ihr die SDAP (Vorgän-
gerin der SPÖ) gab, um ih-
re Bereitschaft zur Zusam-
menarbeit zu unterstrei-
chen, nutzte das Bürgertum, 
um seine Machtposition zu 
stärken und die Arbeite-
rInnenbewegung zurück-
zudrängen. Beispiel Mili-
tär: Das sozialdemokratisch 
geführte Ministerium für 
Heereswesen organisier-
te die Volkswehr als erstes 
Heer der Republik und er-
nannte den Erzreaktionären 
von Boog zum Oberbefehls-
haber – von Boog organi-
sierte abseits der Volkswehr 
geheime Offiziersregimen-
ter, unter Ausschluss von 

Juden und Soldatenräten. 
In Kärnten wurde mit Hül-
gerth ein späterer Vize-
kanzler des Austrofaschis-
mus Landesbefehlshaber 
der Volkswehr. Sobald die 
SDAP aus der Bundesregie-
rung ausschied, organisier-
te die bürgerliche Koaliti-
on das Heer neu, inklusive 
ideologischer Säuberung, 
und machte es zu einem 
zentralen Instrument für 
die spätere Machtergreifung 
des Faschismus.

Dass die „Christlichso-
ziale Partei“ (Vorgänge-
rin der ÖVP) kein Interes-
se an Zusammenarbeit und 
Republik hatte, machte sie 
klar, sobald sie sich sicher 
im Sattel fühlte – und mit 
Mussolinis Unterstützung 
ihre „Heimwehren“ auf-
baute. Daraufhin gründete 
die SDAP mit dem „Repu-
blikanischen Schutzbund“ 
auch eine bewaffnete Orga-
nisation. Der Name ist Pro-
gramm: Die Antwort auf fa-
schistische Umtriebe und 
den Abbau demokratischer 
Rechte war keine Offensi-
ve mit dem Ziel der Über-
nahme der Macht durch die 
ArbeiterInnenbewegung - 
sondern die Verteidigung 
ebenjenes Staates, den das 

Bürgertum als Instrument 
zur Umsetzung seiner An-
griffe nutzt.

Im „Roten Wien“ setzte die 
SDAP zwar ein beispiello-
ses Wohnbau-, Bildungs- 
und Sozialprogramm um, 
das u.a. durch Luxussteu-
ern finanziert wurde. Sie 
verzichtete aber darauf, die 
kapitalistischen Besitzver-
hältnisse anzugreifen. Die 
revolutionären Floskeln des 
Linzer Programms (1926) 

blieben Papiertiger. Provo-
kationen von Angriffen auf 
soziale und gewerkschaft-
liche Rechte bis hin zu fa-
schistischen Morden an so-
zialistischen AktivistIn-
nen häuften sich. Doch die 
SDAP-Führung hielt die 
Füße still und verzichtete 
darauf, die empörte Stim-
mung in der ArbeiterIn-
nenklasse zu nutzen und 
in die Offensive zu gehen. 
Sie mied die Konfrontation, 
beschwichtigte die eigene 
Basis, bremste Widerstand 
aus und wich Schritt für 
Schritt zurück. Das Bür-
gertum fühlte sich dadurch 
bestärkt und ging immer 
mehr in die Offensive.

Als 1927 Mitglieder der 
paramilitärischen, faschis-

tischen „Heimwehren“ 
nach dem Mord an einem 
Kind und einem Invaliden, 
die an einer Schutzbund-
Demonstration teilgenom-
men hatten, freigesprochen 
wurden, ließ sich die Ba-
sis nicht mehr beschwich-
tigen: Spontan breitete sich 
eine Streikbewegung aus, 
am 15. Juli fand eine Mas-
sendemonstration statt. 
Dabei ging der Justizpalast, 
Symbol der bürgerlichen 
Klassenjustiz, in Flammen 
auf. Die Polizei schoss in die 
Menge, 89 Menschen star-
ben, 1.100 wurden verletzt.

Diese Explosion von Wut 
auf das herrschende Sys-
tem hätte einen neuen Auf-
schwung der ArbeiterIn-
nenbewegung bringen 
können. Doch es fehlte eine 
Organisation, die die Wut 
aufgefangen und kanali-
siert hätte. Die SDAP ver-
riet den Aufstand und setzte 
Schutzbund-Einheiten ein, 
um die „Ordnung“ wieder-
herzustellen. Die KPÖ hat-
te es nie geschafft, sich ei-
ne Basis in der Arbeiterin-
nenklasse aufzubauen. Zu-
dem war sie in dieser Zeit 
bereits hauptsächlich da-
mit beschäftigt, Stalins aus 
Moskau diktiertem Zick-
zack-Kurs zu folgen. Die 
Linken in der SDAP waren 
zu schlecht organisiert und 
es fehlte die politische Klar-
heit, um in dieser Situation 
ein Aktionsprogramm vor-
stellen zu können. Die auf-
kommende linke „Jung-

Opposition“ um Ernst Fi-
scher scheute davor zurück, 
um die politische Füh-
rung der Partei und ein re-
volutionäres Programm zu 
kämpfen. Die Wut verpuff-
te, die Opfer waren um-
sonst, Frustration machte 
sich breit.

Die Weltwirtschaftskrise 
1929, Massenarbeitslosig-
keit und Armut schwäch-
ten die Kampfkraft der Ar-
beiterInnenbewegung. Um 
den Kapitalismus zu retten, 
wollte das Bürgertum nun 
endgültig Schluss machen 
mit dem „Roten Wien“, den 
Arbeitsschutzgesetzen und 
der organisierten Arbeite-
rInnenbewegung.

Die SDAP dagegen woll-
te die Christlichsozialen 
immer noch von den Vor-
teilen eines Rechtsstaates 
überzeugen. Sie pfiff die Ba-
sis bei jedem Protest gegen 
Provokationen der Regie-
rung zurück. Selbst nach 
der Ausschaltung des Par-
laments 1933 versuchte sie, 
mit Dollfuß zu verhandeln 
und zu diskutieren, statt die 
Massen auf die Straßen zu 
mobilisieren. Als die eigene 
Parteibasis am 12. Febru-
ar 1934 bewaffnet gegen die 
faschistische Machtüber-
nahme kämpfte, ließen sich 
führende Funktionäre in 
Schutzhaft nehmen, hielten 
die Schutzbund-Waffen-
verstecke geheim und ver-
weigerten die Führung des 
Aufstands.

Flo Klabacher

 Erste Republik

1918-34: Zurückweichen, 
bis man an der Wand steht

Wie Zögern und Zaudern der 
sozialdemokratischen Führung
in den Untergang führten.

Justizpalast, November 2018: Noch immer prangt über dem Portal der Doppelkopfadler, das Wappentier des austrofaschistischen Ständestaats
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Im SLP-Büro läutet das Te-
lefon. An der Leitung eine 
junge Frau, die uns berich-

tet, was ihr und ihrer Toch-
ter passiert ist. Die Sechs-
jährige hatte sich auf die 
Schule gefreut. Am dritten 
Schultag fragt sie die Mut-
ter, warum sie in eine ande-
re Klasse muss als ihre Kin-
dergartenfreundinnen. Die 
Mutter beruhigt sie, es ge-
he wohl nur um Fächer, wo 
die Klasse aufgeteilt wird. 
Am nächsten Tag dieselbe 
Frage. Die Mutter wundert 

sich, was los ist und geht 
in die Schule. Dort stellt sie 
fest, dass ihre Tochter in 

eine „Deutschklasse“ ge-
steckt wird. Das alles er-
zählt sie am Telefon in per-
fektem Deutsch. Sie hat 
„Migrationshintergrund“ 
in der 3. Generation, ist hier 
aufgewachsen, zur Schule 
gegangen und arbeitet hier. 
Aber sie hat einen türki-
schen Namen. Die Tochter 
ist ein bisschen schüchtern, 
kann dem Unterricht aber 
problemlos folgen.

Erst als die Mutter nach-
hakt und mit dem zu-
ständigen niederöster-
reichischen Landesschu-
linsprektorat droht, lenkt 
die Direktorin ein. Die 
Tochter „darf“ in der Re-
gelklasse bleiben. Der 
Mutter wird vermittelt, sie 
solle das aber für sich be-
halten, damit andere El-
tern ihrem Beispiel nicht 
folgen. 

Deutschklassen 2018: Tren-
nung von Kindern auf-
grund ihrer Namen? Ihrer 
Hautfarbe? Ihrer Religion? 
Eltern, die sich dagegen 
wehren, fürchten sich vor 
negativen Folgen für das 
Kind. Die Regierung aber 
spaltet und trennt um je-
den Preis!

„Deutschklasse“ im Alltag

„Warum werde ich von den anderen
Kindern getrennt?“, fragt eine Sechs-
jährige zwei Tage nach Schulbeginn.

Der Klassenkampf von oben 
wird von der schwarz-blau-
en Regierung auch im Bil-
dungsbereich geführt. Mit 
dem nächsten Winterse-
mester werden an Univer-
sitäten weitere Zugangsbe-
schränkungen für gewis-
se Studienrichtungen ein-
geführt. Schon Anfang des 
Jahres wurde beschlossen, 
dass berufstätige Studieren-
de nicht mehr von Studien-
gebühren befreit sind, wenn 
sie die Toleranzsemester 
aufgebraucht haben

All diese Maßnahmen 
treffen vor allem Studie-
rende aus der ArbeiterIn-
nenklasse. So müssen jetzt 
schon doppelt so viele Stu-
dierende neben aus Arbei-
terInnen-Familien neben 
dem Studium arbeiten, als 
Studierende aus Akademi-
kerInnen-Haushalten. Viele 
sind dazu gezwungen, ne-
ben dem Studium zu arbei-
ten, um sich finanziell über 
Wasser zu halten. Zu die-
ser sowieso schon doppel-
ten Belastung kommen jetzt 
noch Studiengebühren da-
zu. Ärmere Studierende sind 
dadurch bedroht das Studi-
um abbrechen zu müssen, 
wenn die Gebühren nicht 
leistbar sind. Zugangs-
beschränkungen bedeu-
ten noch einmal zusätzli-
che Hürden für Studierende 
aus ärmeren Verhältnissen. 
Denn ihnen fehlt oft das 
Geld und die Zeit für teure 
Vorbereitungskurse, um die 
Aufnahmetests zu schaffen.

Die Regierung will Uni-
versitäten noch elitä-
rer gestalten, als sie ohne-
hin schon sind. Während 
bei uns der Rotstift ange-
setzt wird, werden elitä-
re, deutschnationale Bur-
schenschaften mit Förde-
rungen überhäuft. Allein in 
diesem Jahr 40.000€ aus der 
Bundesjugendförderung. 
Während viele von uns da-
zu gezwungen sind neben 
dem Studium zu arbeiten, 
zahlt ihnen der reiche Va-
ter das Studium. Und wie 
setzt sich die ÖH, die Inte-
ressenvertretung der Stu-
dierenden, gegen diese Ver-
schlechterungen zur Wehr? 
Gar nicht. Stattdessen redet 
Johanna Zechmeister vom 
ÖH-Vorsitz von der „guten 
Zusammenarbeit“ mit der 
Regierung in einem Inter-
view mit der „Presse“ und 
bezeichnet Minister Faß-
mann als „sehr konstruk-
tiv“ (Die Presse, 21.9.2018).

Was notwendig ist, um die-
se Angriffe der Regierung 
zurückzuschlagen, ist die 
Selbstorganisation von Stu-
dierenden und ein gemein-
samer Kampf für Universi-
täten für alle. Damit solch 
ein Kampf erfolgreich ist, 
muss er mit anderen Bewe-
gungen gegen die Regierung 
vernetzt werden. Nur Ar-
beiterInnen und Studieren-
de gemeinsam können die 
Angriffe der Regierung ab-
wehren.

Nicolas Prettner

„Ein Programm in die gesellschaftliche
Auseinandersetzung bringen“
Bevor ich der SLP beigetre-
ten bin, fanden die Don-
nerstagsdemos gegen die 
erste schwarz-blaue Regie-
rung statt. So wie im Jahr 
2000 stellt sich auch jetzt 
die Frage, wie die Angriffe 
von ÖVP und FPÖ zurück-
geschlagen werden können. 
Die SLP stellte damals ein 
Programm auf, vom Aufbau 
von Basiskomitees in Be-
trieben und Nachbarschaft 
bis zum Generalstreik und 
zum Sturz der Regierung. 
So wurde klar gesagt, was 

notwendig ist, um die Re-
gierung zu stoppen. Das hat 
mich angesprochen, und 
rund um die großen Streiks 
2003 trat ich der SLP bei. Mit 
der SLP habe ich dann gegen 
radikale Abtreibungsgeg-
nerInnen protestiert, mich 
bei den größten Studieren-
denprotesten um 2010 bei 
#unibrennt eingebracht und 
mich bei der Flüchtlingsbe-
wegung für die rechtliche 
Gleichstellung aller hier le-
benden Menschen einge-
setzt. Wie in den Kämpfen 

der vergangenen Jahre ver-
sucht die SLP auch heute, 
das notwendige Programm 
zu formulieren, um die For-
derung der Menschen nach 
besseren Lebensbedingun-
gen umzusetzen. Dass so ein 
Programm in die jetzt statt-
findenden gesellschaftli-
chen Auseinandersetzun-
gen als organisierte Kraft 
eingebracht werden kann, 
ist der Grund, warum ich 
bis jetzt bei der SLP aktiv bin.

Georg Kumer, , 
Chemielaborant

Universität:
ArbeiterInnenkinder
unerwünscht

Von 22.-24. Oktober streikten in Glasgow, Schott-
land über 10.000 Arbeiterinnen. Ihre Forderung: 
Gleicher Lohn für gleiche Arbeit. Unterstützt wur-
den sie dabei von der Gewerkschaft Unison, in deren 
Glasgower Organisation die SozialistInnen unserer 
Schwesterorganisation Socialist Party Scotland eine 
zentrale Rolle spielen.

Kämpferinnen des Monats



12 Nr. 272 | 11.2018Internationales

Knapp 30 Jahre nach der 
Wiedereinführung des 
Kapitalismus in Tsche-
chien ist sein ideologi-
sches Fundament so brü-
chig wie noch nie. Bei 
den Wahlen 2017 erreich-
ten die offen neolibera-
len Parteien nicht einmal 
30% der Stimmen. Auch 
die Sozialdemokratie 
CSSD und die „kommu-
nistische“ KSCM stürz-
ten fast auf die 5%-Hür-

de ab. Großer Sieger war 
mit knapp 30% die Par-
tei „ANO 2011“ („Aktion 
unzufriedener BürgerIn-
nen“). Die Partei präsen-
tiert sich als „Protestbe-
wegung“ – wurde aber 
gegründet und finan-
ziert vom Unternehmer 
und Milliardär Andrej 
Babiš. Sie punktet, ähn-
lich wie die „5 Sterne“ in 
Italien, durch oberfläch-
liche und nach rechts of-
fene Anti-Establishment-
Rhetorik. ANO 2011 stützt 
sich auf jene Teile der Eli-
ten, die zwischen der EU 
und den westlichen Staa-
ten auf der einen Seite, 
und Russland/China auf 
der anderen Seite balan-
cieren. Die aktuelle Re-
gierung ist eine unheilige 
Allianz von ANO 2011 und 
der CSSD - mit Unter-
stützung der KSCM. Die 

KSCM macht damit den 
nützlichen Idioten für den 
nationalistischen Anti-
Migrationsflügel der Eli-
ten. Dieser Rassismus von 
oben gibt der von der AfD 
und der FPÖ inspirier-
ten rechtspopulistischen 
„SPD“ Rückenwind.

Die politische Lage ist 
Ausdruck der wider-
sprüchlichen Entwick-
lungen, die das wirt-
schaftliche Wachstum 

einerseits und die trotz-
dem enttäuschten Hoff-
nungen in den Kapitalis-
mus andererseits hervor-
brachten. Im April 2018 
gab es erstmals mehr of-
fene Stellen als offiziell 
Arbeitslose. Die Arbeits-
losigkeit lag im Septem-
ber bei 3%, der niedrigs-
te Wert in Europa. Das 
stärkt das Selbstvertrau-
en von breiten Schich-
ten der Beschäftigten. Zu 
ihnen gehören nun auch 
vermehrt Frauen und Ro-
ma - nach einer ganzen 
Generation mit Arbeits-
losigkeit, Armut und Le-
ben am Rand der Gesell-
schaft. So erreichten et-
wa die Beschäftigten von 
Skoda durch die Andro-
hung eines unbefristeten 
Streiks 20% Lohnerhö-
hung. Der Lohn bei Sko-
da liegt nun bei 1.900 Eu-

ro brutto – immer noch 
die Hälfte verglichen mit 
dem deutschen Mutter-
konzern VW. Die Situa-
tion in der Autoindust-
rie zeigt jedoch auch die 
brüchige Grundlage des 
Aufschwungs: Tschechi-
en hat sich in den letzten 
Jahren als Niedriglohn-
basis für die EU etabliert. 
Manche bezeichnen es 
als „17. Bundesland“ von 
Deutschland.

Der Mangel an Arbeits-
kräften zwingt die Ka-
pitalistInnen einerseits, 
höhere Löhne zu gewäh-
ren und stärkt die Ge-
werkschaften - anderer-
seits verstärkt er den Ruf 
nach billigen Arbeits-
kräften aus der Ukraine, 
Slowakei, Polen etc. Die 
größte Gewerkschaft CM-
KOS wuchs letztes Jahr 
um 14.000 Mitglieder. Die 
Gewerkschaftsführung 
führt zwar Kampagnen 
gegen Billigjobs und Bil-
liglöhne oder für Arbeits-
zeitverkürzung, jedoch 
ohne wirkliche Mobilisie-
rungen und Streiks. Doch 
die Furcht vor der Arbei-
terInnenklasse bringt die 
Herrschenden dazu, wie 
bei Skoda vorauseilend 
Zugeständnisse zu ma-
chen: So erhöhte die Re-
gierung den Mindestlohn 

um 50% auf 470 Euro – 
ein Ausdruck des Man-
gels an Arbeitskräften – 
und hob das Einfrieren 
der Löhne im Öffentli-
chen Dienst auf. Das ist 
nur möglich aufgrund des 
Wachstums. 

Dennoch wächst die Kluft 
zwischen Profiten und 
Löhnen. Während das BIP 
nominal fast um 40% hö-
her ist als 2009, sind die 
Löhne nur um 25% ge-
wachsen. Das zeigt: Der 
Aufschwung kommt vor 
allem den Reichen zugu-
te. Fast eine Million Men-
schen (10%) lebt an der 
Armutsgrenze. Deswe-
gen gibt es trotz des Auf-
schwungs große Enttäu-
schung über die nicht er-
füllten Hoffnungen nach 
der Wiedereinführung 
des Kapitalismus. Viele, 
die keine Chance sehen, 
ihre Situation durch so-
ziale Kämpfe zu verbes-
sern, bauen deswegen auf 
die rechtspopulistische 
SPD, um ihre Angst und 
Wut auszudrücken – vor 
allem in vernachlässigten 
ländlichen Regionen. An-
dererseits müssen hun-
derttausende MigrantIn-
nen aus der Ukraine und 
anderen ärmeren osteu-
ropäischen Ländern unter 
furchtbaren Bedingungen 
arbeiten und leben, dik-
tiert durch Arbeitsagen-
turen unter der Aufsicht 
staatlicher Behörden.

Aber auch die Bereiche, 
wo sich Widerstand regt, 
werden mehr. Eine Situ-
ation wie bei Skoda exis-
tiert auch in anderen Un-
ternehmen. Bildungs- 
und Gesundheitssystem 
sind unterfinanziert und 
die Beschäftigten in diesen 
Bereichen überarbeitet – 
und wütend. Die Mieten in 
Prag sind nun um 10-20% 
teurer als in Berlin, und 
wir sehen immer mehr lo-
kalen Protesten gegen Im-
mobilienhaie. Die Jugend 
lehnt das alte korrupte 
System der letzten 30 Jah-
re ab und ist angewidert 
vom Rassismus, Sexismus 
und der Homophobie der 
politischen Parteien.

Dieser explosive Mix 
schafft große politische 
und soziale Spannungen. 
MarxistInnen können die 
Kristal l isationspunkte 
von Protest ausweiten, ra-
dikalisieren und eskalie-
ren – und sie zu generali-
sierten Massenbewegun-
gen vereinen. In solchen 
Bewegungen können wir 
die notwendige Kraft auf-
bauen, um den Kapitalis-
mus zu stürzen und eine 
demokratische sozialisti-
sche Gesellschaft aufzu-
bauen, ohne den Horror 
der bürgerlichen Herr-
schaft oder jenem der sta-
linistischen Bürokratie.

Petr Jindra,
Socialistická alternativa 

Budoucnost
www.levice.cz

Steigendes Selbstvertrauen der Beschäftigten und 
wachsende reaktionäre Bewegungen: Ein explosiver Mix.

Tschechien: Land 
der Widersprüche
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Etwa 7.000 MigrantInnen 
aus Mittelamerika mar-
schieren gemeinsam durch 
Mexiko Richtung US-
Grenze, in der Hoffnung auf 
ein menschenwürdiges Le-
ben. Schon seit Jahren fin-

den solche Märsche statt. 
Die nunmehrige Karawane 
erhielt deshalb Aufmerk-
samkeit, da Trump ange-
sichts schlechter Umfra-
gen für die Kongresswah-
len die Flucht nach vorne 
antrat: Er verlegte Trup-
pen an die Grenze zu Mexi-
ko. Das Schüren von Angst 
gegen unbewaffnete Men-

schen soll über die Kern-
schichten hinaus mobili-
sieren. Doch selbst wenn 
dies gelingt, wird langfris-
tig ins Bewusstsein drin-
gen: Die Regierung des 
mächtigsten imperialisti-

schen Staates gerät in Pa-
nik, wenn wenige Tausend 
Menschen (erfahrungsge-
mäß schwellen die Mär-
sche bis zur Grenze deut-
lich ab) Arbeit, Freiheit und 
Sicherheit einfordern. Wie 
kaputt dieses System be-
reits ist, bekommen eben-
so ArbeiterInnen und Ar-
me in den USA zu spüren. 

Unvorstellbare Umvertei-
lung zu den Superreichen 
durch eine „Steuerreform“, 
während jährlich 600.000 
in den Privatkonkurs müs-
sen; aufgrund unbezahl-
barer Krankenhaus-Rech-
nungen. Die Schwesteror-
ganisation der SLP, 'Socia-
list Alternative', verbindet 
die Interessen von US-Ar-
beitnehmerInnen und Im-
migrantInnen durch sozia-
le und Arbeitskämpfe: z. B. 
für höhere Löhne (+ Min-
destlohn von $15), ein frei 
zugängliches Gesundheits-
system, gegen Bildungs-
kürzungen, Mietwucher 
und Anti-Gewerkschafts-
Gesetze. Sie fordert: „Um-
gehende und bedingungs-
lose Legalisierung aller 
'papierlosen' Immigran-
tInnen; gleiche Rechte für 
alle!“

Franz Neuhold

Militär gegen MigrantInnen

Brasilien: Gegen Bolsonaro!

Der MigrantInnen-Marsch belegt 
die Unfähigkeit des Kapitalismus, 
eine sichere Zukunft zu bieten.

In den letzten Jahren galt 
die deutsche Regierung oft 
als Hort der Stabilität. Aber 
jetzt rutscht auch die Bun-
desrepublik immer stärker 
in eine politische Krise. Die 
Bundestagswahlen 2017 
brachten den Einbruch 
der ehemaligen Großpar-
teien SPD bzw.  CDU/CSU. 
Der Trend setzt sich auch 
bei den Landtagswahlen 
in Bayern und Hessen fort. 
Die etablierten Parteien 
verlieren, während die AfD 
in Parlamente und Land-
tage einzieht. Aber auch 
in der tagtäglichen Regie-
rungsarbeit fällt die große 
Koalition vor allem durch 
interne Streitigkeiten und 
verzweifelte Machterhal-
tung auf. Alle Maßnah-
men gegen soziale Miss-
stände wie explodierende 
Mietpreise oder Personal-
mangel im Krankenhaus 
reichen nicht, um wei-
tere Verschlechterungen 
aufzuhalten. Gleichzeitig 
verdunkeln sich auch die 
Aussichten für die Wirt-
schaft. Vor kurzem beton-
te der Chef des Bundesver-
bands der deutschen In-
dustrie, man solle sich „auf 
den Abschwung der Kon-
junktur gefasst machen. 
Deshalb müssen wir jetzt 
vorsorgen.“. Vorsorge des 
Kapitals bedeutet für die 
Mehrheit Angriffe auf Ar-
beitsbedingungen, Löhne 
und Sozialleistungen.

Aber im Spätsommer 
und Herbst gab es auch ei-
ne beeindruckende Wel-

le an Protesten. Einige Hö-
hepunkte waren mehr-
mals 40.000 Menschen 
in München gegen Ras-
sismus und neue Polizei-
gesetze, 25.000 in Ber-
lin für leistbaren Wohn-
raum, 65.000 in Chemnitz 
gegen rechte Gewalt, über 
50.000 gegen Umweltzer-
störung im Hambacher 
Forst und 242.000 bei der 
Großdemonstration „#Un-
teilbar – Solidarität statt 
Ausgrenzung“. Auch bei 
den Wahlen in Hessen und 
Bayern gab es keine ein-
deutige Rechtsverschie-
bung, vor allem die Grü-
nen können aktuell profi-
tieren, während die LINKE 
durch interne Streitigkei-
ten geschwächt ist und ihr 
Potential nicht voll aus-
schöpft.

Diese Entwicklungen 
zeigen, dass kein Rechts-
ruck, sondern eine Pola-
risierung stattfindet. Die 
deutsche Schwesterorga-
nisation der SLP, die Sozia-
listische Alternative (SAV), 
ist Teil sämtlicher Proteste. 
Wir treten in der LINKEn 
und den Gewerkschaften 
dafür ein, dass diese Or-
ganisationen ihre Größe 
nutzen, um bundeswei-
te Kampagnen zu organi-
sieren und den Widerstand 
gegen Rassismus mit dem 
Kampf gegen Wohnungs-
not, Pflegenotstand und 
Umweltzerstörung zu ver-
binden. 

Christoph Glanninger,
Berlin

BRD: 
Rechtsruck oder 
Polarisierung?

Die Wahl des rechtsextre-
men Präsidenten Bolso-
naro stellt eine reale Ge-
fahr für Millionen Arbei-
terInnen, Arme, Frauen, 
Schwarze, LGBTIQ+ und 
Indigene dar. Er ruft offen 
zur Gewalt auf und droht, 

„Opposition, Sozialismus 
und Kommunismus zu eli-
minieren.“. Doch der Wi-
derstand gegen Bolsona-
ro hat schon vor der Wahl 
begonnen. Am 29. Sep-
tember organisierte ei-
ne Gruppe von Aktivis-
tInnen unter dem Motto 

#elenão („nicht ihn“) eine 
Demonstration mit 80.000 
TeilnehmerInnen. Liber-
dade, Socialismo e Revo-
lução (Freiheit, Sozialis-
mus und Revolution - CWI 
in Brasilien) kämpft in der 
PSoL (Partei für Sozialis-
mus und Freiheit) war von 
Anfang an Teil der Protes-
te im ganzen Land. Nach 
dem ersten Wahlgang am 
7.10. protestierte LSR mit 
anderen Organisationen 
wie der Bewegung landlo-
ser ArbeiterInnen (MTST) 
unter dem Motto „Nossas 

Vidas Importam!“ („Unse-
re Leben Zählen!“). Auch 
nach Bolsonaros Sieg geht 
der Widerstand weiter, z.B. 
mit Massendemontratio-
nen wie in Sao Paulo. LSR 
ruft dazu auf, Selbstver-
teidigungskomitees gegen 
die Gewalt von rechts zu 
gründen und kämpft für 
den Neuaufbau einer revo-
lutionären Linken als sozi-
alistische Alternative zum 
rechtsextremen Präsiden-
ten Bolsonaro – und zum 
Kapitalismus.

www.lsr-cit.org

SO-Asien
Nachrichten aus dem Komitee für eine ArbeiterInnenInternationale (CWI)

In Colombo (Sri Lanka) trafen 
sich Mitte Oktober Vertrete-
rInnen des CWI aus Sri Lan-
ka, Indien, Malaysia, Aust-
ralien und Indonesien zu ei-
ner erfolgreichen Konferenz. 
Gemeinsam mit Gästen aus 
Kaschmir und London ging 
es um den Handelskrieg zwi-
schen den USA und China 
und eine mögliche Wieder-
holung der Asienkrise von 
1997. Diskutiert wurde wei-
ters die Bedeutung der Über-
windung nationaler Spaltung 
für SozialistInnen. 

www.socialistworld.net

Israel
Israels Regierung plant, das 
Beduinendorf Khan al-
Ahmar, zu dem eine Schu-
le für 150 Kinder gehört, 
abzureißen, um Platz für 
eine neue Siedlung zu 
schaffen. Die „Bewegung 
sozialistischer Kampf“ 
(CWI in Israel/Palästina) 
protestierte am 15. und 
19.10. gemeinsam mit Be-
wohnerInnen des Dorfes 
und machte klar, dass eine 
Lösung der nationale Fra-
ge nur auf sozialistischer 
Grundlage möglich ist.

www.socialism.org.il
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Die Rechten und 
der „Lebensschutz“
Am 24. November findet der 
„Marsch für das Leben“ 
statt. Veranstaltet wird er 
u.a. von der katholisch-
fundamentalistischen „Ju-
gend für das Leben“ sowie 
der Katholischen Hoch-

schulgemeinde. Nicht nur 
bei dieser Gelegenheit tre-
ten religiöser Fundamen-
talismus, Rechtsextremis-
mus und Faschismus mit-
einander auf. Auch beim 
„Marsch für die Familie“, 
der Gegenveranstaltung 
zur alljährlichen Wiener 
Regenbogenparade, de-
monstriert eine ähnliche 
Allianz. Neben Vertrete-
rInnen der Katholischen 
Kirche finden sich hier Ho-
locaust-Leugner, NS-Ver-
harmloser und gewaltbe-
reite Neonazis.

Bei Abtreibungsfrage 
und Frauenbild haben reli-
giöser Fundamentalismus 
und Rechtsextremismus/
Faschismus viel gemein: 
Gegen „Genderwahn“, ge-
gen Abtreibung, gegen 
Verhütung, gegen zeitge-
mäßen Aufklärungsun-
terricht, gegen öffentliche 
Kinderbetreuung und v.a. 
für den Erhalt der traditio-

nellen Familie: Mutter, Va-
ter und viele eheliche Kin-
der. 

Einer ihrer Demosprü-
che lautet „Die Wirtschaft 
ist gesünder - durch Vater, 
Mutter, Kinder“. Hier wird 

ihre gemeinsame ideolo-
gische Basis deutlich. Die 
Abtreibungsfrage war nie 
eine primär ethische, son-
dern vielmehr immer eine 
rationale, wirtschaftliche 
und politische. Maria The-
resia brauchte ebenso Sol-
daten, wie der National-
sozialismus und heutige 
Nationalstaaten. Die Fest-
legung von Frauen als Ge-
bärmaschinen hängt auch 
mit der kapitalistischen 
Produktionsweise zusam-
men, es geht darum, ein 
Heer an Arbeitskräften zu 
produzieren. 

Der Kapitalismus ist zwar 
ein internationales System, 
doch braucht das jeweili-
ge Kapital „seinen“ Natio-
nalstaat, um seine Interes-
sen umzusetzen. Im Land 
braucht man ausreichend 
günstige Arbeitskräfte. 
Und nach aussen müssen 
die Interessen wenn nötig 
auch militärisch vertreten 

werden. Kapital-Staat-Re-
ligion gehören zusammen. 

Der weibliche Körper 
wird zum „Produktions-
mittel“ der Ware Arbeits-
kraft, über das die Frau 
selbst keine Verfügungsge-
walt haben soll. Wenn Ge-
setze das Leben der Frau 
mit jenem des Fötus gleich 
setzen (Bsp. Chile und Ir-
land), dann ist das nur die 
extremste Form der Bevor-
mundung. Die Zwangsbe-
ratung vor einer Abtrei-
bung ist eine mildere Form 
derselben Logik.

Leben wird den Herr-
schenden also in dem Ma-
ße „heilig“, in dem es ver-
wertbar ist. Die Religionen 
erklären Abtreibung oder 
auch Verhütung zur Sünde, 
weil sie dem Staat Soldaten 
und Arbeitskräfte vorent-
halten. Ihre Vorstellungen 
sind nicht nur Zeichen ei-
ner extrem veralteten und 
konservativen Gesinnung. 
V.a. geht es ihnen um den 
Erhalt der Kontrolle über 
Frauen und damit um den 
Erhalt der aktuellen Gesell-
schafts- und Wirtschafts-
form. Also eines Systems, in 
dem eine Minderheit über 
eine Mehrheit herrscht und 
auf deren Kosten lebt.

Die völkische Ideologie 
rechtsextremer und (neo-) 
faschistischer Gruppierun-
gen gehört dazu. Für sie ist 
die Rolle ei-ner Frau die 

Produktion von Nachkom-
men zum Erhalt der Ras-
se. Der Nationalsozialismus 
bestrafte Abtreibung mit 
dem Tod. Allerdings nur, 
wenn es dem Erhalt des 
„arischen Volkes“ diente. 
Ging es um „minderwerti-
ges“ Leben, so war Abtrei-
bung im Sinne der „Ras-
senreinheit“ ein vom Staat 
erwünschtes Mittel. Ge-
schätzte 400.000 Menschen 
wurden zwangssterili-
siert, weil sie sich im Sinne 
der NS-Rassenhygiene auf-
grund ethnischer Herkunft 
oder erblicher Veranlagung 
nicht reproduzieren sollten. 

Und heute? Die neofa-
schistischen „Identitären“ 
sprechen sich ganz die-
ser Blut, Rasse und Boden-
Ideologie folgend gegen Ab-
treibungen aus - „Lebens-
schutz ist Heimatschutz!“ 
erklären sie. Die deut-
sche AfD sorgt sich um die 
„Fruchtbarkeitsraten“ der 
Bevölkerung und will die 
Anzahl von Abtreibungen 
reduzieren.

Dass es diesen angebli-
chen „Lebensschützern“ 
nicht um den Schutz des 
Lebens geht und nicht um 
„die Kinder“, „die Fami-
lie“ oder „die Frau“ wird 
rasch klar. Die Einschrän-
kung zum freien Zugang 
zu Schwangerschaftsab-
brüchen verhindert kei-
ne Abtreibung, gefährdet 

aber Gesundheit und Leben 
der Frau. Ihre Unterstüt-
zung für „Grenzen dicht“ 
nimmt tote Flüchtlingskin-
der in Kauf. Die Forderung 
nach einem Ende von Ab-
schiebungen sucht man bei 
„Lebensschützern“ in der 
Regel vergeblich. FPÖ und 
ÖVP wollen das Selbstbe-
stimmungsrecht von Frau-
en beschränken – kürzen 
aber gleichzeitig das Geld 
für Kinder, v.a. wenn sie 
bzw. ihre Eltern keine „Ös-
terreicherInnen“ sind. Und 
wer Menschen verweigert, 
ihre Familie zu sich zu ho-
len, dem ist es mit dem 
„Wert Familie“ offensicht-
lich doch nicht so wichtig. 

Auch wenn Rechtsext-
reme und religiöse Funda-
mentalisten manchmal un-
terschiedlich gegen Abtrei-
bung und gegen die Selbst-
bestimmung von Frauen 
zu argumentieren schei-
nen, so geht es letztlich da-
rum, Macht und Kontrol-
le über Frauen auszuüben 
und ihre Körper im Sinne 
der kapitalistischen Pro-
duktionsweise zu willenlo-
sen Produktionsmitteln zu 
degradieren, die ausbeut-
bare Arbeitskraft erzeugen. 
Die Kontrolle und Unter-
drückung der Frau dient al-
so auch dazu, dieses System 
der Ausbeutung als Gesam-
tes aufrechtzuerhalten. 

Celina Brandstötter

Die gemeinsamen Wurzeln von 
rechten und religiösen GegnerInnen
weiblicher Selbstbestimmung.
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1 Weil Armut in Öster-
reich viele trifft: 1,5 
Millionen Menschen 

sind armutsgefährdet oder 
manifest arm.

2 Weil schon die Ein-
führung durch rot-
schwarz ein Schritt 

Richtung Hartz 4 und ei-

ne Verschlechterung war, 
da weit unter der Armuts-
grenze. Weil man dem Ar-
beitsmarkt „zur Verfü-
gung stehen“ muss, wur-
de sie zum Instrument, 
um mehr Druck auf Arme 
auszuüben. Schwarz-Blau 
will den Bezug weiter re-
duzieren.

3 Weil es nicht um  
den „Arbeitswil-
len“ geht: Von den 

300.000, die Mindestsi-
cherung beziehen kön-
nen 2/3 gar nicht arbeiten, 
weil zu alt, zu krank oder 
weil sie pflegende Ange-
hörige oder Kinder sind. 
87 % bekommen nur ei-
ne Ergänzungsleistung zu 
Arbeitslosengeld, Pensi-

on oder Erwerbseinkom-
men. Die Mindestsiche-
rung stellt also auch eine 
staatliche Lohnsubventi-
on für Unternehmen mit 
schlechten Arbeitsver-
hältnissen dar.

4 Weil die „Reform“ 
nur Populismus 
ist: Hier geht es um 

0,9 % der Sozialausgaben. 
Angeblich soll „Sozialtou-
rismus“ durch MigrantIn-

nen eingedämmt werden. 
Doch z.B. in Niederöster-
reich ist nur jedeR sieben-
te Betroffene asylberech-
tigt. „Die Existenzkür-
zungen betreffen also in 
erster Linie ‚Hiesige‘ und 
schon längst Dagewese-
ne.“, so die Armutskonfe-
renz. So wird die Kürzung 
der Mehrbeträge für Kin-
der v.a. Alleinerziehende 
treffen.

5 Weil in Kombina-
tion mit der „Re-
form“ der Not-

standshilfe Arbeitslose 
bzw. noch-Beschäftigte 
eingeschüchtert wer-
den sollen: Auf 80.000 
offene Stellen kommen 
rund 350.000 Arbeitslo-
se. Unternehmen können 
mehr Verschlechterun-
gen durchsetzen, wenn 
man Angst haben muss, 
durch Arbeitslosigkeit in 
schlechtere Jobs und Ar-
mut zu rutschen.

Fünf Gründe, warum...

...die Kürzung der Mindestsicherung

keine Probleme löst, 

aber Reiche reicher macht.

 F Schluss mit Arbeitslo-
sigkeit, Lohnkürzung 
& Schikanen gegen 
Arbeitslose. Mindestlohn 
& Mindestpension 
von 1.700 € Brutto & 
Arbeitszeitverkürzung 
auf 30 Stunden pro 
Woche – d.h. Verteilung 
der vorhandenen Arbeit 
auf Alle bei vollem Lohn. 
Unbefristetes Arbeits-
losengeld und Pension 
dürfen nicht unter dem 
Mindestlohn liegen.
 F Kapitalismus bringt 
immer wieder Krisen! 
Statt Subventionen und 
Rettungen aus unseren 
Steuern für Banken & 
Konzerne wollen wir ein 
öffentliches Investitions-
programm bei Gesund-
heit, Bildung, Wohnen, 
Umwelt & Verkehr.
 F Der Kampf für 
Frauenrechte ist für 
uns Teil des Kampfes 
für eine sozialistische 
Gesellschaft! Für eine 
gerechte Entlohnung und 
Verteilung der bezahlten 
und unbezahlten Arbeit! 
Flächendeckende 
kostenlose Betreuung 
von Kindern und 
Pflegebedürftigen durch 

bezahlte Fachkräfte. 
Schluss mit Sexismus und 
Gewalt gegen Frauen!
 FWir mobilisieren gegen 
die Angriffe der radikalen 
Abtreibungsgegner auf das 
Selbstbestimmungsrecht 
von Frauen! Möglichkeit 
auf kostenlosen Schwan-
gerschaftsabbruch in 
öffentlichen Spitälern in 
allen Bundesländern.
 F Schluss mit rassistischen 
Gesetzen und Abschie-
bungen! MigrantInnen 
sind nicht die Ursache 
für soziale Probleme. 
Gemeinsamer Kampf von 
ÖsterreicherInnen und 
MigrantInnen für die volle 
rechtliche, politische und 
soziale Gleichstellung aller 
hier lebenden Menschen.
 F Die Jugend braucht eine 
Zukunft. Statt Kürzungen 
und Privatisierung mehr 
Geld für Bildung, die sich 
nicht an den Interessen 
der Wirtschaft orientiert, 
sondern kritische und 
selbständige Menschen 
zum Ziel hat. Garantierte 
Lehrstellen & Jobs, von 
denen man leben kann, 
leistbare Wohnungen und 
Freizeiteinrichtungen 
ohne Konsumzwang.

 F Schluss mit der Diskrimi-
nierung, Stigmatisierung 
und Behinderung 
von Menschen mit 
besonderen Bedürfnissen. 
Für das Recht auf 
Selbstorganisierung und 
Selbstbestimmung.
 FVolle Gleichberechtigung 
für Schwule, Lesben, 
Transgenderpersonen 
& Bisexuelle
 F Nein zu polizeistaatlichen 
Methoden und privaten 
Sicherheitsdiensten, die 
nur die Interessen des 
Kapitals schützen. Statt 
auf Überwachungsstaat 
und Aufrüstung setzen 
wir auf soziale Sicherheit. 
 F Sozialpartnerschaft 
bedeutet besonders heute 
Verschlechterungen. 
Statt Privilegien und 
Bürokratie im ÖGB 
für kämpferische 
und demokratische 
Gewerkschaften.
 F Faschistische und rechts-
extreme Organisation wie 
Burschenschaften & auch 
die FPÖ sind eine reale 
Bedrohung für Migran-
tInnen, Gewerkschafte-
rInnen & Linke. Dagegen 
braucht es entschlos-
senen Widerstand 

und den Aufbau einer 
politischen Alternative!
 F SPÖ und Grüne sind 
diese Alternative nicht. 
Sie können die rechte 
Gefahr nicht stoppen.
Wir wollen keine 
StellvertreterInnen-
politik, sondern wir 
brauchen eine neue 
starke, kämpferische 
sozialistische Partei für 
ArbeiterInnen, Arbeits-
lose & Jugendliche, 
deren VertreterInnen 
keine Privilegien haben.
 F Hunger, Krieg, Umwelt-
zerstörung, Armut & 
Verschuldung sind die 
Folge neokolonialer 
Politik im Interesse 
von Konzernen. Keine 
Zusammenarbeit 
oder Mitgliedschaft 
in imperialistischen 
Militärbündnissen. Nur 
internationale Solida-
rität & Zusammenarbeit 
der ArbeiterInnenbewe-
gung kann Frieden und 
ein menschenwürdiges 
Leben für Alle schaffen.
 F Keine Privatisierung 
der Gewinne und 
Verstaatlichung der 
Verluste. Es reicht nicht, 
die Finanzmärkte zu 

regulieren und inter-
nationale Institutionen 
wie EU, IWF & Weltbank 
zu reformieren. Wir 
brauchen eine echte 
Alternative zum Kapita-
lismus. Darum sind wir 
für die Überführung der 
Banken & Konzerne in 
öffentliches Eigentum 
unter demokratischer 
Kontrolle & Verwaltung 
der Beschäftigten & 
der Gesellschaft.
 F Kapitalismus bedeutet 
Umweltzerstörung und 
Chaos. Nachhaltigkeit 
und Wohlstand durch 
eine demokratisch 
geplante Wirtschaft, die 
von gesellschaftlichen 
Bedürfnissen und nicht 
von Aktienkursen & 
Profiten bestimmt wird.
 F Eine revolutionäre 
Veränderung ist 
notwendig. Lediglich 
Reformen führen zu 
keinen grundlegenden 
Verbesserungen. Die 
ArbeiterInnenbewegung 
& die Jugend sind Kräfte, 
die den Bruch mit dem 
Kapitalismus & eine 
demokratische, sozi-
alistische Gesellschaft 
erkämpfen können.
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Die konservativen Abtrei-
bungsgegnerInnen sind 
eine kleine, aber laute 

Minderheit. Doch inter-
national bekommen sie 
zunehmend Rückende-
ckung von rechten Re-
gierungen. Auch in Ös-
terreich haben sie mäch-
tige Bündnispartner in 

ÖVP und FPÖ. So kün-
digte Schwarz-Blau be-
reits im Regierungspro-

gramm bevormunden-
de Maßnahmen an. Zwei 
von konservativ-christ-
lichen Vereinen einge-
brachte parlamentari-
sche „Bürgerinitiativen“ 
fordern nun eine Be-

schneidung des Rechts 
auf Abtreibung als nächs-
ten Schritt. Gleichzei-

tig sehen wir, wie welt-
weit, z.B. in Argentini-
en, Frauen für das Recht 
auf Selbstbestimmung 
über den eigenen Körper 
kämpfen – und gewin-
nen, wie in Irland. Akti-

vistInnen bauen starke, 
kämpferische Bewegun-
gen auf, um sich für Frau-
enrechte stark zu machen 
und gegen Kürzungen 
zu stellen. Werden wir 
mit ihrem Vorbild aktiv. 
Wehren wir uns gegen 
die sexistischen Angrif-
fe der Regierung und ih-
rer konservativen Lobby. 
Und erkämpfen wir echte 
Selbstbestimmung – über 
unsere Körper und unse-
re Leben!

Martina Gergits

Unser Recht auf 
Selbstbestimmung!

Am .. gegen christliche FundamentalistInnen und 
Frauenfeinde auf die Straße gehen!

Termin
Protest 

gegen den 
Fundi-

Marsch
Radikale Abtreibungsgeg-
nerInnen wollen am 24.11. 
durch Wien marschie-
ren. Zu ihren Aufmärschen 
kommen sowohl Funda-
mentalistInnen als auch 
Rechtsextreme. Stellen wir 
uns ihnen in den Weg!

24.11. | 1100 Uhr 
Wien, Schwedenplatz

GRAZ

SLP-Ortsgruppe  
jeweils Montag, 1900 Uhr  
im ‘Café Stockwerk’ 
Jakominiplatz 18

LINZ

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Dienstag, 1800 Uhr 
im ‘Alte Welt’  
Hauptplatz 4

SALZBURG-STADT

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Freitag, 1900 Uhr 
im ‘Shakespeare’ 
Hubert-Sattler-Gasse 3 
(Nähe Mirabellplatz)

VÖCKLABRUCK

SLP-Ortsgruppe 
jeweils Mittwoch, 1800 Uhr 
im ‘Café Mayr’ 
Bahnhofstraße 1

WIEN

SLP Wien West 
jeweils Montag, 1800 Uhr 
Buchhandlung  
‘Libreria Utopia’ 
15; Preysinggasse 26 - 28 
(Nähe U3 Schweglerstraße)

SLP Brigittenau 1 
jeweils Dienstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

SLP Brigittenau 2 
jeweils Donnerstag, 1830 Uhr 
im SLP-Büro 
20; Pappenheimgasse 2/1 
(Bei "Büro" läuten)

Treffpunkte


